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Der ver-schleppte Oftpakt
Die Polen lieben« es, ihrer Außenpolitik durch b e h a r r l i ch e s

Schweigen oder vsieldeutige Äußerungen einen undurch-
sichtigsvieldeutigen Anstrich zu geben. Als Rußland unlängst in den
Völkerbund eintrat, wurde es in der polnischen Presse peinlichst ver-

mieden, sich über die Gründe zu äußern, die die polnische Regierung
dazu veranlaßt hatten, ihre Zustimmung zu dieser von Frankreich be-
triebenen Einschaltung der Sowjetunion in die Liga der Rationen zu

geben. Es sei noch nicht an der Zeit, diese Gründe zu
nennen, hieß es im konservativen Krakauer ,,Ezas«. Als der pol-
iiische Außenminister Oberst Beck nach Schluß der Völkerbundstagung
nach Polen zurückkehrte, lehnte er es während seines halbtägigen
Aufenthaltes in Wien, wo er mit Bundeskanzler Schuschnigg zu-

sammentraf, ausdrücklich ab, auf die Fragen der neugierigen Presse-s
vertreter eine Antwort zu geben; jede Erklärung, meinte er,
sei nur geeignet, seine Pläne zu stören. Dagegen ließ er

durch seinen Begleiter und persönlichenSekretär, Frie drich, einem
Vertreter des ,,Echo de Paris« mitteilen, daß Polen, das schon dies-
mal in Genf viel Aufsehen erregt habe, in nicht allzu langer
Zeit dort mit noch weit größeren Sensationen auf-
w arte n iv er d e. Man erkennt in einem solchen Verhalten den

politischen Stil des Marsch-alls» Pilsudski wieder,
dessen charakteristisches Merkmal von jeher die Undurchsichtig-
keit und Vieldeutigkeit war. Diesem Stil hat der vom

Marschall inspirierte Regierungblvck zum nicht geringen .Ceil seine
innerpolitischen Erfolge zu danken; wie auch Oberst Beck seine Erfolge
nicht zuletzt der Tatsache verdankt, daß er sich vortrefflich darauf
versteht, den Stil wirklichen oder scheinbaren ömprovisierensauf das

außenpolitischeGebiet zu übertragen. Dieser Stil ist es, durch den sich
die Politik des Obersten Beck, eines der vertrautesten Mitarbeiter des

Marschalls, taktisch am stärksten von der theoretisch begründeten und

programmatisch festgelegten Politik seiner Vorgänger im Brühlschen
Palais unterscheidet.

Am 27. September hat Polen endlich seine von Frankreich schon seit
Monaten dringend verlangte Antwort auf das französische
Oltpaktprosekt überreicht. Der Wortlaut dieser Antwort wird
— wenigstens vorerst — nicht v e r ö f f e n t l i cht werden. Man weiß
jedoch, daß Polen zu dem Paktplan eine Reihe von Vor-

behalten gemacht hat. Ob diese Vorbehalte so weit gehen, daß sie
den Pakt als solchen unmöglich machen, oder ob es lediglich einige das

Wesen des Paktes nicht berührende Änderungen verlangt hat, ist nicht
bekannt. Die F) a v a s - A g e n tu r meinte, daß die polnischen Vor-

behalte nicht als eine endgültige Ablehnung des Projektes aufgefaßt
werden könnten. Im »F o u r n a l d e s D is b a t s« wurde die Hal-
tung Polens als »in der Praxis negativ« und als an den französischen
Plänen weitgehend uninteressiert hingestellt. Im ,,P et it P a r i s i e n«

hieß es, Polen habe die Tür zwar nicht völlig geschlossen. sie aber doch
nur so wenig geöffnet. daß von dem geplanten Pakt wahrscheinlich nichts
werde eindringen können. Das ,,E-ch o d e P a ris« behauptete,
folgende Einzelheiten aus der polnischen Antwort

wiedergeben zu können: Polen halte D e u t sch l a n d s Z u st i m -

m u n g fü r u n b e d i n gt n ö t i g ; das deutsch-polnische Abkvmmeii

müsse restlos in den Pakt aufgenommen werden. Polen weigere sich,
Litauen gegenüber irgendwelche Verpflichtungen
zu übernehmen. Auch der Eschechqjlowakei gegenüber
wolle es, ohne die Frage noch einmal eingehend uberprüft zu haben, keine
Bindungen übernehmen. Aus keinen Fall werde Polen Partei gegen

irgendein Land im Donauraum (gemeint ist offenbar

Ungarn) ergreifen. Und schließlichsei Polen der liberzeugung, daß d i e

«Richtangriffspakte und die zweiseitigen Verträge
vollkommen ausreichen, um den Frieden in Mitteleuropa zu
sichern, daß also ein neues Abkvnimen, wie der Ostpakt, gar nicht er-—
forderlich sei.

Ob diese Mitteilungen des ,,Ecl)v de Paris« zutreffen, läßt sich nicht
feststellen.»Mankann aber wohl sagen, daß sie sicherlich einige von

Polen tatsachlich in den Vordergrund gerückte außenpolitischeGesichts-
punkte enthalten, daß andererseits aber wohl die polnische Antwort

als fur Frankreichungunstigerhinstellen, als sie in Wirklichkeit ist, um

später dann»vielleichtmit Siegermiene feststellen zu können, daß Polen
unter franzosischem Druck schließlichdoch noch von seiner ursprünglich
schroffen Ablehnung des Paktes habe zurückweichenmüssen. Es hat
wenig Sinn, sich über den Inhalt der polnischen Antwort, solange der
Eext nicht bekannt ist, zu äußern. Man muß sich vielmehr mit folgenden
Feststellungen begnügen: 1. Fiür Polen kommt eine vorbehaltlvse An-
nahme des Paktproiektes nicht in Betracht. ,2. Mit der polnischen
Antwort ist die Diskussion über den Pakt noch nicht abgeschlossen;
Polen hat seine Antwort so abgefaßt, daß noch weitere zeit-
raubende Verhandlungen erforderlich sind, an deren Be-

schleunigiing Warschau nur wenig gelegen sein kann.

Im Verlauf dieser Verhandlungen wird es sich zeigen, ob es sich
bei dem polnischsfranzösischenGegensatz um eine Verschiedenheit nur

der Methoden oder auch der Absichten handelt, ob dieser
Gegensatzdie Folge nur einer gegenseitigen V e r st i m m u n g oder aber
eines endgültigen polnischen Kurswechsels ist. Bisher läßt sich
darüber etwas Bestimmtes nicht sagen. Auch die französische
Presse tappt noch im Dunkeln. Sie schwankt zwischen Hoffnung
und Zweifel. Von den früher üblichen Freundschaftsbeteuerungen ist
in ihr kaum noch etwas zu finden. Mit nervöser Gereiztheit kritisiert
sie das Vorgehen der Polen. Sie spricht von der »arroganten
Haltung« und den »gedaiikenlos bissigen Worten« der
Polen. Sie beschuldigt Warschau der ,,U n d a n k b a r k e i t« und· be-
schimpft es als »treulosen Bundesgenossen«. Sie macht
ihm seine ,,hoffärtige Sprache« und seine ,,Mißa.chtung
der geheiligten Verträge« zum Vorwurf. Vor allein aber
hsat sie die polnische Regierung im Verdacht, sich mit D e utsch l a n d

gegen Frankreich verbündet zu haben. Auf Grund dieses
Verdachtes wird in einigen Blättern die Beseitigung d es

französischs-polnischen Bündnisses gefordert. und ver-

schiedentlich wird auch versucht, die Dinge so hinzustellen. als ob die

gegenwärtige Politik der Warschauer Regierung in Polen selbst
wenig volkstümlich sei und die- innerpolitische Position der Regierung
gefährde. Man scheint in Frankreich also auf die oft bewährte Fran-
zosenfreundschaft der Rativnaldemokraten und auf die unbedingte Anti-

pathie der polnischen Oinkskreise gegen den Rationalsozialisinus zu

hoffen. Eine solche Hoffnung aber darf inan angesichts der starken
innerpolitischen Stellung des Pilsudskiregimes wohl als abwegig be-
zeichneii. Der Opposition von rechts ivird durch die offensichtlichen
Erfolge der Berkschen Außenpolitik ebensosehr der Wind aus den

Segeln aenominen, wie der bauernfreundliche Linkskurs der Regierunz
Kozlowski es den oppvsitionellen Linksgruppen erschwert. ihre partei-
politische Basis in der breiten kleinbäuerlichen Schicht zu behaupten..

War-schau will —- ivie gesagt — die endgültige Entscheidung über
den Ostpakt möglichsthinaiisziehei1. Es will die gefürchteten Rachteile
des Paktes, die es in seinen Vorbehalten zu dem französischenPlane

gekennzeichnet hat, von vornherein durch andere außenpolitischeMaß-



nahmen nach Möglichkeit unschädlichmachen. Dabei scheint es in erster
Linieaneinen Ausbau der polnischen Außenpolitik durch
den Abschluß einerReihe zweiseitiger Verträge zu

denken, die ihm in jedem Falle eine hinreichend gefestigte Grundlage für
einen gefahrlosen Eintritt in«das französisch-russischePsaktsustem sichern.
Außer den Verständigungspakten mit Rußland und vor allem mit

Deutschland, hat Warschau dabei wohl noch eine weitgehende Festigung
seiner Beziehungen zu Ungarn und Litauen im Auge. Was U n g arn

anlangt, so lassen sich tatsächlich merkliche Fortschritte in der von

Polen eingeschlagenen Richtung feststellen. Auf den in Aussicht ge-
nommenen Polenbesuch des ungarischen Ministerpräsidenten werden in

Warschau offenbar große Hoffnungen gesetzt. Hinsichtlich Lita u ens

ist in nächster Zeit mit einer neuen polnischen Aktion mit dem Ziele
einer Generalbereinigung der polnischslitauischen Streitfragen zu
rechnen. Das; Verhältnis zu D a n z i g ist durch die letzten Wirtschafts-—
abkommen mit der Freien Stadt in einem für Polen durchaus zufrieden-
stellenden Sinne geregelt. Und schließlichhaben die Vorgänge bei der

letzten Regierungskrise in Bukarest, durch die der Französling
Citutescu zurückgedrängt wurde. gezeigt, daß Polen auch dort wieder
an Einfluß gewonnen hat und daß Oberst Beck bereits stark genug ist,
um der südöstlichenBündnis-s und Personalpolitik seines französischen
Kollegen mit sichtlichem Erfolge entgegenzutreten Die polnische
Außenvolitik hat sich von den Rückschlägen, die sie
in der Zeit vor der Herbsttagung des Völkerbundes

verzeichnen mußte, bereits wieder erholt. Damit wird
sich aber wohl auch der polnische Widerstand gegen die von Frankreich
mit«dem Ostvakt verbundenen Absichten vorstärken

Vermutlich wird Polen auf eine Festigung seiner Position im ös-
lichen Mitteleuropa in Zukunft mehr Wert legen müssen.als es bisher
notwendig war — und zwar mit Rücksicht auf seinen sowjetrussischen

. Nachbarn Man hat im allgemeinen angenommen, daß Moskau des-
halb so sehr dahinter her war, in den Völkerbund aufgenommen zu-
werden. weil es sich im Westen den Rücken zu sichern wünschte für die
zu erwartenden Auseinandersetzungen im Fernen Osten. Betrachtet man

nun aber die Entwicklung, die die fernöstlichen Dinge in letzter Zeit
genommen haben, so will einem diese Erklärung der sowietrussischen
Liebe zu Genf doch nicht ganz zutreffend erscheinen. Von der Absicht
einer verstärkten Moskauer Aktivität gegenüber Japan ist nichts zu
spüren. Im Gegenteils Moskau scheint eher bereit, jedem
ernsthaften Zusammenstoß mit Japan auszuweichen
und sich den Frieden im Fernen Osten durch Rach-
a i e b i g k e it z u e 1· k a u f e n. Der Verkauf der Ostchinesisrhen Bahn

legt jedenfalls den Gedanken nahe, daß Moskau darangegangen ist.
seine fernöstliche Politik zu liguidieren — vermutlich,
weil es sich für einen Waffengang mit Japan nicht stark genug fühlt.
Jedenfalls würde einsolcher Verzicht Moskaus im Fernen Osten be-
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deuten. daß es sich jetzt außenpolitisch in einer ähnlichen Lage befindet,
wie das Zarenreich nach dem verlorenen Kriege von 1904i«05. Das
würde heißen: Genf wird von dem Moskauer Machthabern nicht als

Rückendeckung,sondern als Angriffsbasis verstanden. Blickt man nach
Spanien, wo der rote Aufruhr umgeht, nach Frankreich, wo

eben erst die marxistische Einheitsfront hergestellt worden ist, nach
österreich, wo der Marxismus von neuem seine roten Kampf-
truppen sammelt, beachtet man die verstärkte Tätigkeit der Komintern
in all’ den europäischen Staaten, in denen die Völker noch nicht gegen
den Geist der bolschewistischen Zersetzung durch ein volksnahes, -autoci-

täres Regime immunisiert worden sind, dann kann man sehr wohl zu der
liberzeugung gelangen, daß Moskau nicht im Westen Ruhe wünscht,
um sich im Osten behaupten zu können, sondern sich in Asien im Rück-
zug auf eine Stellung befindet. die es wenigstens für einige Zeit vor

dem japanischen Rachdrängen sichert, um sich mit desto größerem Rach-
druck gegen Europa wenden zu können. Eine solche Kehrtwendung der

sowjetrussischenPolitik könnte ihren nachhaltigen Eindruck auch auf
die polnische Außeiipolitik nicht verfehlen. Auf Polen. als dem größten
Rachbarn des bolschewistischen Reiches, würde- in diesem Falle eine

europäischeVerantwortung liegen, die es allein zu tragen kaum in der
Lage sein wurde. Es müßte nicht nur zur Steigerung seiner eigenen
Macht. sondern auch.zur Erhaltung seiner gegenwärti-
gen S te l l u n g Rucken und Flanken zu sichern und zu stärken bestrebt
sein. öe mehr Ru ßland sich in die europäischen Ver-

-haltnisse eiiischaltet — sei es als Mitglied des Völkerbundes
in Genf oder sei es als Träger weltrevolutionärer ödeen — um so
weniger ist Polen in der Lage, mit Frankreich, also
mit dem Staate zu gehen, der das stärkste Interesse
an der russischen Westwendung bekundet. In Paris hat
man»nichtohne Grund den Verkauf der Ostchinesischen Bahn so freudig
begrußt. Man hat darin einen Beiveis dafür gesehen, daß Rußland
nunmehr bereit sein wird. sich den »europäischen Aufgaben« seines
französischenBundesgenossen voll und ganz zur Verfügnms zu stellen.
Für»Pplenist das —- ebenso für Deutschland — kein begrüßenswertes

reignis. .

Mit der Ermordung des französischen Außen-
ministers. der der eigentliche Verfechter und önitiator des Ost-
paktes war. hat sich wohl auch für die Paktfrage eine neue

Lage ergeben. Es wird von der Entwicklung der innerpolitischen
Verhältnisse in Frankreich abhängen. ob die von Barthou in engem
Einvernehmen mit den Militärkreisen verfolgte russische Linie noch
weiter fortgeführt werden wird, oder ob ietzt etwa die Kreise wieder
Oberwasser erhalten die dem roten Moskau mit mehr Zurückhaltung
oder gar offener Abneigung gegenüberstehen. Für das zukünftige
Verhältnis Frankreichs zu Polen wird diese Grundeinstellung des
neuen Pariser Außenministers von Bedeutung sein. Dr.K

Die deutschen Volksschulen
Gegenüber den ständig wiederholten volnischen Behauptungen über

die angeblich glänzende Lage des Deutschtums in Polen ist es immer
wieder nötig, auf den wahren Stand der Dinge hinzuweisen. öm Rach-
folgenden werden Entwicklung und Stand der deutschen Volksschulen in
den Wojewodschaften Posen und Pommerellen an Hand genauer Zahlen
dargelegt. Was es mit der ,,glänzendenLage« der dortigen Deutschen
auf sich hat, kann jeder daran selber ermessen.

Ueber den Rückgang des öffentlichen deutschen Volksschul-
wesens in Posen und Pommerellen gibt folgende Uebersicht Auskunft:

»

I e
An poln. Schulen Gesamtzahl der

S eh u ls a h r dessåxngslmqugeäliqufätscheöffåiztlkgikgithäea
1924X25 ? ? 557

1925X26 ?
«

? 507

1926X27 254 160 414

1927X28 229 166 375

1928X29 159 161 320

1929X30 130 153 283
1930X31 135 125 260

1931X32 98 142 240
1932X33 97 125 222

1933X34 82 118 200

Demnach sind also innerhalb eines Zeitraumes von 9 Jahren in den
beiden Wojewodschaften Posen und Pommerellen nicht weniger als
357 öffentliche deutsche Unterrichtsbetriebe geschlossen worden. Dabei

ist der Rückgang der selbständigendeutschen Schulen weitaus stärker als

derjenige der an polnische Schulen angeschlossenen deutschen Klassen. Die

bloßen Zahlen ergeben aber noch kein klares Bild über den Umfang
der. Zerstörung, von der das deutsche Schulwesen tatsächlich heimgesucht
worden ist und — wie eine ganze Reihe neuer Fälle aus der aller-

jüngsten Zeit beweisen — auch heute noch heimgesucht wird. Außer dem

Rückgang in der Zahl der Unterrichtsbetriebe ist auch eine fortgesetzte
Schädigung des deutschen Charakters der Volksschulen zu verzeichnen,
die in der obigen Uebersicht noch als deutsche Schulen angeführt sind.
Zunächst einmal stehen natürlich alle deutschen Klassen, die an polnische
Schulen angegliedert sind, unter der ständigen und unmittelbaren Aufsicht
polnischer Schulleiter; sie sind in ihrem deutschen Charakter durch fort-
aesetzte Eingriffe dieser fast niemals deutschfreundlich gesinnten Schul-
leiter gefährdet; sie sind zugunsten der polnischen Klassen sehr häufig

in Posen und Pommerellen
hinsichtlich ihrer räumlichen Unterbringung, der zur Verfügung stehenden
schuleigenen Lehrmittel. des Stundenplanes usw. benachteiligt. Selbst
dann wirkt sich die Zugehörigkeit der deutschen Klassen zu polnischen
Schulen in der Regel für den Unterrichtsbetrieb nachteilig aus, wenn

in diesen Klassen deutsche Lehrer unterrichten. Das aber ist in einer
großen Anzahl dieser Klassen schon seit langem nicht mehr der Fall.
Vielmehr werden die deutschen und meist evangelischen Kinder in immer
steigendem Maße von nationalpolnischen, katholischen Lehrern unter-

«richtet. Auch bei den selbständigendeutschen Schulen ist die Zahl -der
deutschen Lehrer und Schulleiter von Schuljahr zu Schuljahr zurück-
gegangen, diejenige der polnischen Kräfte dagegen entsprechend gestiegen.
So hat es unter den 240 öffentlichen deutschen Schulbetrieben, die im
Jahre 1931X32 bestanden. bereits 33 Schiilbetriebe gegeben, bei denen
der deutsche Charakter des Unterrichts mehr oder weniger durchbrochen
war. Im Jahre 1932s33 betrug die Zahl dieser Schulen. die kaum noch
die Bezeichnung als deutsche Unterrichtsbetriebe verdienen, 49 von 222
öm Jahre 1933s34 gab es unter insgesamt 200 Hkbuletrnur noch 92,
von denen man behaupten konnte, daß sie den Schulerneinen deutschen

Unterricht-bieten. ön den übrigen 108 Schulen. also in über der Hälfte
der in obiger Aufstellung als deutsch bezeichneten»Schulen.wardie
deutsche Unterrichtssprache bereits mehr oder weniger zugunsten der

polnischen Sprache zurückgedrängt worden.
Zn einem geringen Ausmaße konnte der Verfall des öf se n t l i ch e n

deutschen Schulwesens in Posen und Pommerellen durch die Errichtung
deutscher privater Volksschulen ausgeglichen werden. Aber — wie
gesagt — nur in geringem Ausmaß Ein von Jahr zu Jahr wachsender
Ceil der deutschen Kinder der beiden ijewodschaften ist gezwungen.
in polnische Schulen zu gehen. wo· er entweder der Polonisierung ver-

fällt oder dem Unterricht nicht zu folgen vermag und damit in der

geistigen Entwicklung in einem Maße zurückbleibt,daß er wenig Aus-
sicht hat, es im späteren Leben zu etwas zu bringen. Was infolge der

deutschen Schulpolitik der polnischen Behörden an aufbauenden Kräften
Unentwickelt bleibt und an menschlichen Werten achtlos oder böswillig
zerstört wird. mag man aus folgender Uebersicht entnehmen, die den

Vomhundertsatz der deutschen Kinder in Posen und Pommerellen angibt,
der infolge der fortschreitenden Vernichtung des deutschen Schulwesens
in rein polnische Unterrichtsbetriebe umgeschult werden mußte, wobei zu
bemerken ist, daß die angeführten Zahlen auf sorgfältigen Erhebungen
beruhen und nicht — wie das bei den-entsprechenden Angaben der Polen
für das polnische Schulwesen in Deutschland der Fall ist —- auf Phan-
tastischen Schätzungenaufgebaut sind. Von der Gesamtzahl der in Posen
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und Pommerellen vorhandenen d e u tsch e n Volksschiiler. .
gingen in

eine po l nisch e Schule im Schuljahr

1924X25 29,8 v. H. 1927X28 38,0 v.H. 1930X31 44,5 v.H.
1925X26 33,4 v.H. 1928X29 4l,8 v. H. 1931X32 47,1 v. O.
1926-27 36,6 D.H. 1929x30 441 v.H. 1932x33 49,1 v.sH.

1933X.34 50,7 v. H.
Demnach war es im letzten Schuljahr 1933J34 nur noch knapp der

Hälfte der deutschen Volksschiiler in Polen und Pommerellen vergönnt,
eine selbständige deutsche Schule bego.eine deutsche der polnischen Schule
angeschlossene Klasse zu besuchen. esonders verheerend hat die polnische
Schulpolitik in Pomnierellen gewirkt. Dort mufzten im letzten Schuljahr
nahezu drei Viertel aller vorhandenen deutschen Volksschiiler eine

polnische Schule besuchen. liber die dortige Entwicklung gibt nach-
stehende libersicht Auskunft; von den deutschen Volksschiilern Domme-
rellens gingen in eine polnische Schule im Schuljahr:
1924X25 48,1 v.H. 1927728 54.6 o.H.
1925X26 53,0 v.H. 1928X29 62,5 WH-
1926X27 53,5 v.H. 1929X30 65,5 v.H.

19.50X31 67,4 v. H-
1931X32 71,2 v. H.
1932X33 — 72,8 v. H.
1933x34 72.1 v, H.

öm Folgenden sei der Stand des deutschen Volksschul.-
wesens im Schuljahr l933l34 in den Wojewodschafs
te n P o s e n ·u n d P o m in e r e l l e n im einzelnen dargestellt. Stich-
tag fiir die Zählung ist der 1. Dezember 1933.

Die oben gemachten Angaben iiber die Zahl und Art der »deutfchen
llnterrichtsbetriebe sind durch einige spezielle Ziffern zu ergänzen; es

gab im vergangen Schuljahr

. Selbständige Ungegl.deut- Dmtsche private p o l n. Schulen
' «

l.d « - Kt it d tdeG s b ! «

ngsxchxsptseen-M

Reg.-Bez. Posen . . . 27 46 49 52

,. Bromberg 46 45 34 33

Pvmmerellen . . . . .
. 9 27 9 25

Posen QPvmmerellen 82 118 92 110

öm Regierungsbezirk Posen waren also 73 öffent-
liche deutsche Unterrichtsbetriebe (meist nur an polnische Schulen an-

geschlossene deutsche Klassen) vorhanden. Vei 42 von diesen Unterrichts-
betrieben war der deutsche Charakter durch te ilw e ise T rte i l u n g
des Unterrichts in polnischer Sprache und meist auch
durchpolnische Lehrkräfte durchbrochen.öm Regierungs-
b ez»irk V»roniberg wurden 91 öffentliche deutsche Unterrichts-
betriebe»gezahlt,von denen.33 als teilweise polonisiert gelten niufzten.
Am schlimmstensteht es m dieser Hinsicht in der Wojewodschaft P o m -

m e r eile n. Dort gab es überhauptnurnoch 9 selbständigeöffentliche
deutsche Schulen; und von den 36 öffentlichen deutschen Unterrichts-
betrieben, die insgesamtvorhanden waren, wurde nur noch in Z Schulen
ausschließlichin deutscher Sprache unterrichtet. Alle übrigen waren

bereits mehr oder weniger zur Anwendung der polnischen Unterrichts-
sprache gezwungen worden. Deutscher Sprachunterricht wurde in Posen
und Pomnierellen in 110 polnischen Volksschulen fiir die dort vor-

handenen deutschen Kinder erteilt.- Deutsche Kinder, die eine deutsche
Schulesnicht besuchen konnten, waren jedoch in nicht weniger als 1542

polnischen Schulen vorhanden. ö n 143 2 p o l n isch e n S ch u le n

blieben also die dort eingeschulten deutschen Kinder
ohne jeden Deutschunterricht.

VJie sich die Zerstörung des deutschen Volksschulwesens auf die

deutschen Kinder ausgewirkt hat, läfzt sich aus den nachstehenden liber-
sichten entnehmen: -
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zum gröfztenTeil nur in der Oberstufe erteilt wird Und dafz im Stunden-
plan wöchentlichnur eine, zwei oder höchstensvier Deutschstunden fes-
gesetzt sind. Es betrug die Zahl der deutschen Volks-
schulkinder, die in den polnischen Schulen Deutsch-
unterricht erhielten

. W"i:l i llcl Wö l« ··
t t

«
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G e b l e k 1 bissIWSltlunden3 bis ztihcekilttulnchdenPuvqhxiiekiknch

Neg.-Bez. Posen . 858 674 27

,, Brvmberg 540 464 42

Pommerell en . 644 102 —

Posen-Pvnirnerellen . 2 042 1 240 69

Die Angaben iiber Schulen und Schiiler sind noch durch die Zahlen
der in Posen und Pomerellen tätigen deutschen Lehrkräfte zu ergänzen.
Es gab am 1. Dezember 1933 deutsche Lehrer

»

An öffentlichen Lin deutschen A l lschG e b l e i
dxiiäälgitegklileiåteencsprivnståtzlläoltssHoåssgulesf

Reg.-Bez· Posen . 63 58 6

» Bromberg 96 47 12

Pornrnerellen .
— 21

.

16 10

Posen-Pornmerellen . . 180 121 28

Vergleicht man die Zahl der öffentlich e n deutschen Unterrichts-
betriebe mit derjenigen der an ihnen tätigen deutschen Lehrer, so läfzt
sich ohne weiteres die Polonisierung des Lehrkörpers des öffentlichen
deutschenVolksschulwesens erkennen, vor allem wenn man bedenkt, dafz
eiii grofzer Teil dieser Schulen nicht nur eine Lehrkraft besitzt. Der

Regierungsbezirk Posen weist 73 öffentliche deutsche Unterrichtsbetriebe
(selbständigeSchulen und angeschlosseneKlassen) aus, aber nur 63 deutsche
Lehrer. Die Woiewodschaft Pommerellen hat 36 solche Betriebe, aber
nur 21 deutsche Lehrer. Die Unterrichtserteilung liegt alfo groszenteils
in den Händen nationalpolnischer Lehrer, die zumeist an einer Deutsch-
erhaltung des Unterrichts sehr wenig Und an einer Erziehung der Kinder

zu selbstbeivufztendeutschen Menschen schon gar nicht interessiert find.
Es ware ein Leichtes, mehr deutsche Lehrer fiir die Unterrichtung der
deutschen Kinder zur Verfügung zu stellen. Sind doch in Posen-Pomme-
rellenselbstPS deutsche Lehrkräfte vorhanden, die an polnischen Schulen
tatig fein mussen. Und wurden doch im Laufe der letzten Zahre Dutzende
deutscher Lehrer aus diesen stojewodschaften nach Kongresz- und Ost-
polen versetzt, wo sie in völliger völkischer Isolierung an polnischen und
anderen, niir nicht an deutschen Schulen tätig sein müssen.

Nachstehend sind die deutschen Volksschiiler-in Posen und cDomme-
rellen nach K o n f essio n und Staatsangehörigkeit nachgewiesen.V o n

der Gesamtzahl der deutschen Volksschulkinder in

den beiden VZojewodschaften sind

G e b i et Evangelier Kathvlisch Jokaelltifch

Neg.-Bez. Posen . 11201 1 360 78

Bromberg . 11215 374 44

Pvinmerellen 10 201 1 249 10

Posen-Pvnimecellen . . . 32 617 2 983 132

Von den deutschen Kindern, die in deutsche öffentliche Unter-

richtsbetriebe gehen, sind

Gesamtzahl Davon geben in und in private
G e b i c t der deutschen deutsche öffentl. deutsche Unter-

Vvlkvschiilek Unterrichtebetr. klchtøbetriebe

Neg.-Bez Posen . . . 12 639 4 709 2 063

p- Bkombckg . . . 11 633 6 165 1 494

Pocnnierellen . . . . . 11 460 2 555 642

Posen-Pommekellen « , . 35 732 13 429 4 199

G e b l e i Polnisehe Reichvdeutsche Unbeschulte

«

Staatsangehörlg. u. Optanten Optanten

Reg.-Bez. Posen . 4650 58 1

» Bromberg . 6 088 77 —

Pvmmerellen 2 366 187 2

Posen-Pvrnnierellen . 13 104 322 3

Von den deutschen Kindern, die in deutsche private Volksschulen
gehen, sind

» Von den vorhandenen 35 732 deutschen Vsolksschiilern gingen also iii

offentlichebzw. private deutsche Unterrichtsbetriebe 17 628 Kinder, also
weniger als die Halfte. 18 104 deutsche Kinder mufzten polnische Schulen
besuchen. Von dem an diesen Schulen in geringem Masze erteilten
Deutschunterricht waren nur wenige von ihnen erfaszt, wie aus folgender
übersicht hervorgeht.

«

» Ja Pol lfch Ohne jeden Von der Gesamt-
G ·- b « « Schgss»"gshT-iEntsinnst-«stieg-säus-

Neg.-Bez. Posen . 5 867 4 308 46,41 v. H.
» Bromberg 3 974 2 938 34,16 v. H.

Pvmmerellen 8 263 7 517 72,10 v. H·

Posen-Pvmrnerellen . 18104 14 753 50,67 v. H.
ön der vorstehenden Tabelle verdient die zweite Zahlenreihe noch

eine besondere Betrachtung. Sie gibt die Zahl der deutschen Kinder an,
die in polnische Schulen gehen müssenund dort überhauptkeinen Deutsch-
unterricht erhalten. Ts sind 14753. Demnach haben im vergangenen
Schuliahr von den 18104 zum Besuch polnifcher Schulen gezwungenen

deutschen Kindern also nur 3351 Kinder Deutschunterricht erhalten.
Dabei ist zu bemerken, dafz Deutsch als Unterrichtsfach fiir diese Kinder

l lieb N lcti d tcl

G»
e b l P t Staakgoaiigehärlgeue.Ostxililitietie

Reg.-Bez. Posen 1 977 86

» Bromberg . 1 456 38

Pornmerellen . 534 108

Posen-Pommerellen 3 967 232

Von den deutschenVolksschulkindern,die in polnische Schulen
gehen müssen,sind

. l icl S i - R l d fel ll b lt
G e b « e t Po

xniggöörltxenønnedchöpkiiititeifOnptecistleln
e

Neg.-Bez. Posen . 5 779 82 6

» Bromberg 3 923 50 1

Pornmerellen . . . 7 413 673 177

Posen-Pvn1irierellen .
17 l15 805 184

Demnach gibt es in Posen und Pommerellen (nach dem Stand vom
1. Dez. 19ZZ) insgesamt 1359 deutsche Kinder, die nicht die polnische
Staatsangehörigkeit besitzen, sondern Reichsdeutschebzw. Optanten sind.
Der gröfzte Teil von ihnen, nämlich 805, mufz polnischeSchulen besuchen.
nur etwa ein Sechstel von ihnen kann deutsche Privatschulen besuchen.



Eiland-Woche
Deutsch-polnischePressebesprechiingem

In Fortsetzungder deutsch-polnischen Pressebespre-
chungen, die im Februar d. Z. in Berlin stattgefunden haben, sind
am «4.und S. Oktober in Warschau auf Einladung der polnischen
Regierung Vertreter des Auswärtigen Amtes und des Reichs-
ministeriums für Volksaufklärung und Propaganda mit Vertretern
des polnischen Ministeriums des Äußeren erneut zu einer Besprechung
zusammengekommen. Das Auswärtige Amt war vertreten durch den
Vortragenden Legationsrat A s ch m a n n iind Konsul S ch ö n b e r g ,

das .Reichsministeriumfür Volksaufklärung und Propaganda durch
Ministerialrat ,Dr, Zahncke und Herrn Meyer-Heiden-
hagen. das polnischeMinisterium des Äußeren durch den Direktor
der Presseabteilung P rz e s m g c k i , Ministerialrat E z u d o w sk i
und die Herren Wlodarkiewicz und ·Dr. Kruszynski;
ferner war die polnische Gesandtschaft in Berlin durch Dr. Kirkien
vertreten. Es wurde festgestellt, daß. eine erfreuliche Besse-
rung in der öffentlichen Meinungsbildung beider
Län der eingetreten ist. Zm Verlaufe der Erörterungen sind die ver-

schiedenen Elemente der- öffentlichen Meinungsbildung durchgesprochen
worden. Es herrschte übereinstimmungdarüber, daß auf den in Frage
kommenden Gebieten weitere fruchtbare Arbeit zu leisten ist.
ön diesem Zusammenhang sind u. a. auch die Fragen der

politischen, wissenschaftlichen und zu Lehrzwecken
bestimmten Bücher zur Erörterung gestellt worden. Darüber
hinaus ist besprochen worden, wie sich die Tätigkeit von Ver-
einen und wie sich öffentliche Veranstaltungen auf die
Meinungsbildung in beiden Ländern auswirken. Auch war man

darüber einig, daß der rege Austausch von Besuchen zur
Förderung des gegenseitigen Verständnisses gedient hat. Insbesondere
wurde der Erfolg der wechselseitigen Journalistenreisen mit Befriedi-
gung festgestellt. Beiderseits stimmte man überein, auch fernerhin im
Sinne der bisherigen Besprechungen in ständiger Fühlung zu
bleiben, um auf dem Gebiete der öffentlichenMeinungsbildung die
Beziehungen auszubauen. Die n ä ch st e Z u s a m m e n k u n f t wurde
für das kommende Frühjahr in Berlin vorgesehen.

Deutsch-polnische Wirtschaftsvereinbarung.
ön den letzten Wochen haben in Warschau zwischen der deutschen

und der polnischen Regierung Wirtschaftsverhandlungen
stattgefunden, die deutscherseits von dem deutschen Gesandten v o n

M o ltk e, polnischerseits von dem Direktor im polnischen Handels-
ministerium, v o n S o k o l o w sk i, geleitet wurden. Diese Verhand-
lungen hatten eine Ausweitung des deutsch-polnischen Warenaustausches
zum Ziele. Sie haben am 6. Oktober zur P a raphierun g ein e r

V e r e i n b a r u n g geführt. Die Grundlage der Verhandlungen bildeteii
die Besprechungen zwischen Vertretern der deutschen und der polnischen
Landwirtschaft die im Frühjahr d. J· in Warschau und Berlin statt-
gefunden hatten und in denen die Möglichkeit des Bezuges bestimmter
polnischer landwirtschaftlicher Erzeugnisse durch Deutschland geprüft
worden war. Während der jetzt geführten Wirtschaftsoerhandlungen
stand die Frage der Gegenleistungen Poxlens auf dem
Gebiete der Wareneinfuhr aus Deutschland für die
deutsche Bereitschaft, polnische land- und forst-
wirtschaftliche Erzeugnisse, insbesondere Gänse,
Eier, Butter und Holz, abzunehmen, im Vordergrund.
Diese Gegenleistungen umfassen eine Anzahl von Kontingenten für
deutsche Industrie- und Landwirtschaftserzeugnisse. wobei durch die

polnische Regierung für einige dieser Waren die meistbegünstigtenVer-
tragszollsätze zugestanden werden. Deutscherseits ist für Holz die Meist-
begünstigung zugesagt worden. .

Um die Schwierigkeiten zu überwinden, die sich aus der derzeitigen
deutschen D e v ise nla g e ergeben, ist vereinbart worden, daß die
Ein- und Ausfuhr der beiderseits in die Vereinbarung aufgenommenen
Waren sich auf dem Wege p r i v a te r V e r r e ch n u n g vollziehen
soll. Auf politischer Seite wird die Abwickluna der Zahlunan durch
die Polnische KvmpensativnssHandelsgesellschaft,
auf deutscher Seite durch die Deutsch-Polnische Handels-
kammer e. V. BreslausBerlin vorgenommen werden. Durch
die Entsendung eines Vertreters nach der Handelskammer nach
Warschaii wird eine reibungslvse Zusammenarbeit der beiden Stellen
sichergestellt.

Die Vereinbarung gilt für die Dauer eines Jahres. Sie

dürfte M i t t e O k t o b e r in K r a ft treten. Die Vereinbarung, die
die Summe von 22 bis 23 Millionen Zloty umfaßt, bedeutet
einen merklichen Fortschritt in der Entwicklung des deutsch-polnischen
Handelsverkehrs, da in ihr zum ersten Male von seiten Polens Vertrags-
zölle für einzelne Waren bewilligt worden sind. Die deutschen Waren,
die auf Grund dieser Vereinbarung nach Polen ausgeführt werden
können. sind in einer umfangreichen Liste niedergelegt, aus der als
wichtigste genannt seien: Zuchtoieh. Sämereien, Weine,
Ehemikalien, Metall-, Galalith-, Glas- und kos-
nietische Waren.

Polnifches Gymnasium in Königsberg?

·Die. Frage eines polnischenGgmnasiums in Ostpreußenist in der

polnischen Presse schon oft erörtert werden. Fruher mehrfach unter-

nommene Versuche, ein solches Ggmnasium in Allenstein zu gründeii,
verlieer im Sande. Ietzt ist die Forderung von polnischer Seite er-

neut«aufgestellt worden. Man ist sich darüber einig, »daßals Sitz eines
polnischen Ggmnasiums in Ostpreußen nicht Allenstein oder irgendeine
andere Mittel-s oder Kleinstadt der Provinz, sondern am ehesten
Königsberg in Betracht kommen könnte, falls jetzt überhaupt
ernstlich daran gedacht werden sollte. den durch ihre ständige Wieder-
holung keineswegs überzeugender gewordenen Behauptunaen über die
kulturellen ,.Rotwendigkeiten« der kleinen polnischen Volkssplitter in
Ostpreußen Rechnung zu tragen. Ein polniscbes Gyninasiiini, gleich-—
gültig wo es besteht, ist ohne ortsfremde Schüler, die in Internaten
untergebracht werden müssen,nicht denkbar. Unter diesen Umständen
ist nicht einzusehen. warum die in Beuthen bereits bestehende höhekv
polnische Schule mit cymnasialem Lehrplan, die durchaus nicht über-—-
belegt ist. nicht ausreichen soll.

Schicksale deutscher Schulen in Polen.
Den deutschen Eltern von P ola s e w o —— H a ii la nd war es mit

Beginn des Schuljahres untersagt worden, ihre Kinder weiterhin in die
deutsche Schule in Gembitz zu schicken. Die Eltern haben
gegen diese unbillige Maßnahme, durch die ihre Kinder gezwungen
werden sollen, eine polnische Schule zu besuchen. energischen Protest
eingelegt. öhr Einspruch hat bisher insoweit Erfolg gehabt, als der
Kreisschulinspektor bis zur endgültigen Regelung der Frage durch das
Posener Schiilkuratorium verfügt hat, daß die betroffenen
Kinder die deutsche Schule in Gembitz weiter
besuchen dürfen. -

Die rein deutsche Gemeinde Reuhütte (Kreis Kolmar) hatte vor

Monaten beim Posener Schulkuratvcium die Anstellung einer

deutsch-evangelischen Lehrkraft für ihre Schule be-
antragt und auf diesen Antrag die Mitteilung erhalten. daß zu Beginn
des neuen Schuliahres die Wünsche der Eltern berücksichtigt werden

sollten. Diese Zusage ist setzt jedoch von der polnischen
Behörde nicht eingehalten worden. Die Gemeinde Reu-
hütte hat nicht nur keinen deutschen Lehrer erhalten.
sondern die deutsche Unterrichtssprache ist ietzt
sogar noch völlig durch die polnische ersetzt
worden. Das Schulkuratorium hat also die deutschen Eltern durch
ein allgemein gefaßtes Versprechen hingehalteii und an der rechtzeitigen
Einleitung weiterer Maßnahmen gegen die damals schonbeabsichtigte
und jetzt verwirklichte Polonisierung einer ausschließlich von deutschen
Kindern besuchten Schule gehindert. Die deutschen Eltern werden es

nicht unterlassen, die polnischen Behörden darauf hinzuweisen, daß es

unter Ehrenmännern üblich ist, gegebene Versprechen zii halten.

Der polnifclytschechischeKonflikt.

Am l. Oktober kam es im tschechischen Teil der Stadt Teschen
zwischen polnischen Handwerkern und tschechischen Polizisten zu einer

Auseinandersetzung, in deren Verlauf die tschechischenBeamten »gegen
die Polen sehr scharf vorgingen und sie»mit Gummiknuppeln
mißhandelten. Als drei polnische Polizisten, die sich besuchsweise im

tschechischen Teil Teschens aufhielten, die Beamten auf das Unrecht-
mäßige ihres Vorgehens aufmerksam machten·wurden sie verhaftet
und auf dem Wege in das Gefängnis schwer mißhandelt. Auf Grund
der Vorstellungen des polnischen Generalkonsuls in MähcischsOstrau
wurden die polnischen Beamten auf freien Fuß gesetzt, iedoch mit der

Maßgabe, sich täglich beim tschechischen Polizeiamt in Teschen zu
melden. In Polen hat dieser Fall tschechischer Gewalttatigkeit
allgemeines Aufsehen erregt und deni seit Monaten schwelendeii
Konflikt zwischen Warschaii und Prag neue Rahrung gegeben. Der

Hauptvorstand des Schlesischen Aufständisfbenoerband·es,
der Bezirk Schlesien der Polnischen Militarorganisativn
und des Legionärverbandes veröffentlichtenaus diesem Anlaß
eine Entschließung die sich zwar von Hunderten ahnlicher Entschlie-
ßungen die von diesen Verbänden schon gefaßt ivorden sind, nicht
wesentlich unterscheidet, aber immerhin ermahnt zu werden verdient:

.Wir haben mit Entrüstung festgestellt, daß in Tschechisch-Tescben
die Polizei grundlos fünf Polen festgenommen und unmensch-
lich g e a u ä lt hat, indem sie sie auf deni Wege zum Gefangnis schlug.
Diese Tatsache geben wir mit Eiitriistun g zur öffentlichen
Kenntnis. Wir erklären feierlich, daß jeder neue Fall dieser
Art mit sofortiger Vergeltung von seiten unserer Mit-

glieder beantwortet wird, die nicht die Absicht haben. tatenlos der

Mißhandlung unserer Landsleute auf ethiiogra-
Philch volnischer Erde durch tschechische Gendarmen zuzuseheir
Unsere Behörden ersuchen wir, angesichts der tschechischen
Barbarei sofort Vergeltungsmaßnahmen anzu-

vrdnenJ«

Auch ein aniläum.

Am 9. Oktober 1334, also vor 600 Jahren, erließ K ö n i g

K a si m i r Il. von Polen das Edikt, durch welches er d»e n I u e n

erhebliche Sonderrechte in seinem Reiche ein-

r ä u m t e. Damals kamen Massen von Juden, vor· allem aus· dem

südwestlirhenDeutschland, nach Polen. Es begann d»ie G e s i ch t e

d e s. Osst i u d e n tu m s. Mit den deutschen Burgern, die der
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politische König in grofzen Scharen nnd, mit weitgehenden Rechten
OUSgLItOttet, ins Land zog, strömten auch die Ghettobewohner der

deutschen Städte nach Polen: Atit den schaffenden Kräften»kamen
die taffenden Rntznieszer ins Land. Die deutschen Schopfer
der dtadtekultur sind als befruchtendes Element im Polentum unter-
gegsngenz das jüdische Element aber, dessen zersetzender Einfluß
ouidas Deutschtuni im altpoliiischen Reiche und dessen Aiitschuldam

Untergang dieses Reiches von einer jüdisch beeinflußtenGeschichtski
foklkhungnoch nicht genügend geklärt worden ist, hat sich durch die

Jahrhunderte in Polen erhalten. Die Rechte, die Kasimir d. Gr. den

Mkb Polen einwandernden Juden einräumte, sind im damaligen Europa
ivohl ohne Beispiel gewesen. Das polnische Volk aber hat diese
Coleranz dem asozialen und fremdrassischen jüdischenElemente gegen--
ijber im Laufe seiner späteren Geschichte sehr teuer bezahlt. Kaum
etwas anderes hat dem polnischen Ansehen in der Welt so nachhaltig
geschadet wie die Tatsache, daß Polen das große Reservoir des Ost-
sudentums ist.

»Der rechte Mann am rechten Platz.«
über die bisherigen Leistungen des für die Besitzungendes surste«ii

v on P le ß eingesetzten Zwangsverwalters berichteteudie »Ple n i a ,

das Blatt Korfantgs, in sarkastischer sorm merkwurdigeDinge. Der

Owangsverwalter, Diplomingenieur Kowalski, sei offenbar »der
rechte Yllann am rechten «s;)latz«»«.Er habe es in den wenigen Wochen
seiner Tätigkeit bereits fertiggebracht, a n st a tt E i nn a i) m e n f u r

den Steuerfiskus herauszuholen, dem Staatsschatz
sogar noch Ausgaben zu verursachen. Alit den Aus-

zahlungen an die Arbeiter der Betriebe stehe es. schlechter als vorher.
Die Leute seien ungeduldig geivorden und hätten wiederholt Abordnungen
zu Kowalski geschickt, um die Auszahlung der ihnen zustehendenLohn-
beträge zu erreichen, worauf dieser erklartesdaßer fur die von fruher
rückständigen Betrage nicht verantwortlich sei »unddie laufen-enLohne
demnächstauszahlen werde. Das habe die Arbeiter aber nicht befriedigt,
so daß sie in Belegschaftsversammlungen schon d t r e i k d r oh u n g e n

erhoben hätten. Kowalski habe darauf, um Gelder in die Hand zu be-

kommen, sich um eine A n l e i h e bemüht und habe 1 M i l l i o n Z l o t g

niit Unterstützung des Geiieralstaatsanwalts — auf dessen Antrag be-

kanntlich die Verhängung der Zwangsverwaltung erfolgt ist — von der

Laiideswirtschaftsbank, also von einem staatlichen önstitut, erhalten.
Auf diese Lweise sei es zunächst gelungen, die dtillegung der Betriebe,
die wegen Alangels an Bargeld bereits drohte, zu verhindern. Das

bedeute, daß der Staat von der Zwangsverwaltung einstweilen nicht nur

die geforderten Steuerbeträge nicht bekommt, sondern noch ·ziizahleund,
wenn es so weitergehe, voraussichtlich noch weitere Millionen werde

zuzahlen müssen.

Schwierigkeiten im polnischen Schulwesen.
Der polnische Lehrerverbaiid hatte vor einiger Zeit dem

Atinisterprasidenten Kozlowski und dem Unterrichtsminister Waclaw

Zendrzesewirz eine Denkschrift über die katastrophale
Lage des gesamten Volksschulwesens in Polen über-

reicht und auf die Notwendigkeit durchgreifender Hilfe verwiesen. Die

Antwort, die der Verband nunmehr vom Kultusininister erhalten« hat,
ist wenig ermutigend. Aus ihr geht hervor, dasz in den Regierungs-
kreisen weniger an einen Ausbau des Volksschul-
wesens als vielmehr an dessen weiteren Abbau

gedacht wird. Iendrzejewicz gibt zu, daß die Lage im Schulwesen
unbefriedigend ist, verweist zugleich aber darauf, daß mit Rücksicht auf
die sinanzlage gewisse unerfreuliche Maßnahmen im Unterrichtswesen
nicht zu vermeiden sein werden. Die Lehrerschaft hatte in ihrer Eingabe
festgestellt, dasz in Polen zur Zeit für eine befriedigende Durchführung
des Volksschutunterrichts etwa 10000 Lehrer zu wenig vorhanden sind.
Alinisterpräsident Kozlowski, bei dem eine Delegatioii der Lehrerschaft
vorstellig wurde, hat die Beschwerden zwar gleichfalls als berechtigt
anerkannt, zugleich aber zu erkennen gegeben, daß an eiiie Ver-
mehrung der Lehrkräfte und Schulen nicht zu denken

sei, sondern daß es schon schwierig sein werde, das Schulwesen auf
seinem gegenwärtigen, zugegebenermaßen unbefriedigeiiden Stande zu
halten. Um nicht einen weiteren Rückgang der zur Zeit vorhandenen
Lehrer und Srhulbetriebe eintreten zu lassen, sei von ver Regierung
die Einführung eines kleinen, aber ständigen Schul-
geldes geplant. Weiter werde an eine Umgestaltung der

siebenklassigen in vierklassige Schulen gedacht. Demnach
ist also nicht nur ein weitgehender Abbau des Volksskhulwesens geplant,
sondern darüber hinaus soll auch noch der in allen Ländern übliche
Grundsatz des freien Volksschulbesuches aufgegeben werden. sür weite
Teile der verarmten Bevölkerung soll eine neue finanzielle Belastung
bei gleichzeitiger Herabsetzung der Schulleistungen eingeführt werden.
Der vom Lehrerverband eiiigereirhte Vorschlag einer besonderen Schul-
anleiheist vom cZiiinisterpräsidentenabgelehnt worden. »Die Delegation«,
so schreibt ein polnisrhes Blatt, »hat den cLiiinisterpräsidentenmit großer
Besorgnisum das Schicksalder Vsolksschule verlassen, da sie anderer

cMeinungist »alsKozlowski,der sagte, daß Polen infolge der

beabsichtigten Änderungen im Schulweseii nicht ein-
sturzen werde«.

Die Ukrainer in Polen-.
Die Lage des Polentums in Ostgializien wird trotz

der dort von der Regierung angewandten Energie von wirklichen Sach-
keniierii immer wieder recht-pessimistisch beurteilt.

Der konservative Krakauer »E z a s« wendet sich in einem Aufsehen
erregenden Artikel gegen die bisherige Linie der amtlichen Politik in

Ostgalizien, die ihm nicht eindeutig genug zu sein scheint und führt u. a.

aus, daßvon einer Polonisierung dieses Landes über-

haupt nicht die Rede sein könne. öm Gegenteil seien An-

zeichen vorhanden, dasz das polnische Element dort zurück-
gehe und daß in mehr als einem Dorf die polnischen Bauern der

Ruthenisierung unterliegen. Der V e r f a l l d e s G r o ß g r u n d -

b e s i tz e s in Ostgalizien beraube das Polentum dort einer seiner
stärksten historischen, sozialen und wirtschaftlichen Grundlagen. Die

Parzellierung vermehre praktisch ständig den Bodenbesitz, der sich in

ukrainischen Händen befindet und v e r m i n d e r e d a s p o l n i s ch e

B o d e n e i g e n t u m. Auch die bedeutende Vermehrung der Zahl der
Beamten uno der Polizei könne den früheren Einfluß und die Arbeit
der alten ländlichen Grundbesitzer nicht ersetzen, zu denen die örtliche
evölkerung ein viel näheres Verhältnis hatte, als zur Bürokratie.

·

Wenn diese Ausführungen auch deutlich von dem önteresse des pol-
nlskbenGroßgrundbesitzesdiktiert sind, so wird man ihnen die Begrün-
dUUg lti den Eatsachen doch nicht ganz absprechen können. Bedeutsamer
Ober sind noch weitere Bemerkungen dieses regierungsfreundlichen
Ylaskespdle llkh gegen die jetzige Verwaltungsmethode
111»d12·IOMUUUOUOI gemischtenGebiete richten. Darüber heißt es u. a.

ivortlicbt»Man kamt Ulchtvon irgendeiner Politik sprechen. welche die

Beksphllklklgder tUtbeUljkbenBevölkerung mit der ödee der Gemein-
schaft Mlt Polen bkablthkjge Die Regierungsmethoden sind a u s-

g e I p r O TI)211 P O l l ? 2»ll l th. oDie ukrainische Jugend findet keinerlei
Ausweg fur ihre Energie und ihren Arbeitswillen. Rach Abschluß der
Studien vermehrtsie die Reihen der Unzufriedenen und Enttäuschten.
Schlinimer ist es noch,»dasz die Taktik der Behörden nicht
e i n h e i t l i ch ist. Sie hangt von der Persönlichkeit der einzelnen
Wojewoden oder sogar Starosten ab. ön dem einen Bezirk baut der
staatliche Arbeitsfonds eine ukrainische Schule als Palast aus, worin
man nur eine merkwürdige»Art der Bekämpfungder Arbeitslosigkeit
sehen kann, im RachbgkbeilkkObsk»·02khgngtder Starost Geldstraer
von einigen hundert Olotg sogar fur «Kirchenprozessionen.bei denen

ukrainische Lieder gesungen werden. Ein e e r artig e Z i ck z q kk -

Politik kann niemanden befriedigen und keine

Resultate brinaen. VJeder polonisiert sie»Galizien. norh heilt
sie die alten Wunden des Mißtrauens in den polnischsukrainischenBe-

ziehungen.«Die Ausführungen des konservativen Blattes haben ein leb-

haftes Echo auch»in anderen Warschauer Zeitungen gefunden und man

wirderivarten dürfen,daß sich die Diskussion über die Rationalitätens
politik —- allerdings nur im Osten des Landes — von neuem belebt.

He

»Offengesagt, wir haben durch die Kündigung der Eraktate durch
Polen nicht viel verloren; denn nnsere an den Völkerbund

gerichteten Beschwerden haben unsere Lage ohnehin nicht zum Besseren
gewendet. Die einheitliche Kündigung eines der grundsätzlichen
Punkte des Versailler Craktats bewegt sich a uf der Linie
unserer Bestrebungen zur Revision des ganzen

Versailler Traktats, in dem auch das gegenwärtige Geschick
unseres Volkes entschieden wurde.« So hat die Wochenschrift
,,Swvboda«. das offizielle Organ der »Undo«, der Ukraiiiischen
Rationaldemokratischen Partei, zu dem polnischen Vorstoß in der

Genfer »Minderheitenfrage« Stellung genommen. Andererseits ist
jedoch bald, nachdem Oberst Beck in Genf seine entscheidende Erklärung
abgegeben hatte, von den parlamentarisrhen Vertretern aller ukraini-

schen Parteien in Polen einstimmig der Beschluß gefaßt worden, daß
sich die Ukrainer nach wie vor init ihren Beschwerden
nach Genf wenden werden. Diesen selben Standpunkt haben am

l7. September auch noch einmal Frau Rudnicka und OstapLu rki,
zwei in der europäischenRationalitätenbewegung bekannte ukrainische
Persönlichkeiten, in einem dem Schweizer »Tag« gewährten önterview
unterstrichen: »Da unsere Lage auf allen Lebensgebieten sich in keiner

Beziehung gebessert hat, können wir auch in Zukunft auf unser gutes
Recht, den Völkerbund in Anspruch zu nehmen, nicht verzichten.«
Diese verschiedenen Äußerungen scheinen einander zu widersprechen.
Doch handelt es sich dabei wohl nur um eine verschiedene
Auslegung der taktischen Möglichkeiten, die sich
für die ukrainische Volksgruppe aus dem polni-
schen Vorgehen ergeben. Einerseits wird auf die revisio-
nistische Tenden der PolnischenErklärung verwiesen, da sich aus ihr
sehr wohl gewisserevisionistiskhe Forderungen der ukrainischen Volks-

gruppe ableiten lassen. Andererseits wird aber auch festgestellt, daß das

Petitionsrecht der Ukrainer gegenüberdem Völkerbund durch die Er-

klärung des Obersten Beck grundsätzlich keinerlei Einbuße erleidet.

Danach wird man den scheinbaren cWiderspruch, der zwischen den er-

wähnten Äußerungen besteht, wohl so zu verstehen haben, daß die

Ukrainer jede sich bietende Gelegenheit, ihre
Ansprüche gegen Polen anzumelden, benutzen, daß
sie das eine tun und das andere nicht lassen werden, —- soferii sich ihnen
hierzu eine Möglichkeit bietet.
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Der Parteitag der Jungdeutichen Partei.
Am JO. September fand in Königshütte (0st-0.-—S.) der Pa r t e i -

tag der Jungdeutschen Partei für Polen statt. MS
eine politische Willenskundgebung des Deutschtums aller Teile des

polnischenStaates verdient dieser Parteitag eine stärkere Beachtung,
als es die Presseorgane der von ihrer früher so geduldigen Gefolg-
schaft verlaffenen Systemführer zuzugeben geneigt sind. Bon den
Reden, die auf der von etwa 4000 Deutschen befuchten großen Kund-
gebung gehalten wurden, seien im folgenden die erwähnt, die fich mit

Bek-fLage
des Deutschtums in Kongreßpolen bzw. in PofensPommerellen

e a ten.
Der Beauftragte der Jungdeutschen Partei für Kongreßpolen,

Dr. Günzel-—Lodz, sprach über die politifche Struktur
des kongreßpolnifchen u«nd insbesondere des Lodzer
Deutschtums. Für das dortige Deutschtum gilt dasselbe wie für
dasjenige in PofensPommerellen und in 0stoberschlesien: Man kann die
foziale, politische und weltanschauliche Situation, in der es fich befindet,
nur dann richtig charakterisieren, wenn man sich nicht scheut, die
Mängel der Denkgewohnheiten und Arbeitsmethoden zu kritisieren.
in denen die alten Führer dieses Deutschtums erstarrt find. E s ist
notwendig, die Schäden aufzüderken, wenn man

sie b e s e i t i g e n w i l l. Was Dr. Günzel iiber das ftädtifche
Deutfchtum in Kongreßpolen zusagen hatte, ist gewiß für viele hart
und unerfreulich gewesen. Aber wenn er das Faule und Entartete
fchonungslos aufgezeigt hat, so nur, um das Gesunde und Entwicklungs-
fähige um so stärker hervortreten zu lassen und« um auf die lohnenden
Ansatzpunkte der von der Erneuerungsbewegung auch in diesem Teile
Polens zu leistenden volkspvlitifchen Arbeit um so deutlicher hinweisen
zu können. Eine volkspolitische Arbeit, die sich auf
alle Schichten des Deutfchtums in Kongreßpolen
gleichmäßig erstreckt, hat es bisher kaum gegeben.
Ein erfolgreicher Berfuch, die tiefe Kluft, die das ftädtische von dem
ländlichen und das bürgerliche von dem proletarifchen Deutfchtum
trennt, zu überbrücken,wurde bisher kaum unternommen.

Die Rachkommen der deutschen Industriepioniere,
die während des ganzen vorigen Jahrhunderts das kongreßpolnische
Wirtschaftsleben entscheidend befruchtet und vor allem die dortige
Textilindustrie aufgebaut haben, find heute zum weitaus größten Teil
polonisiert. Sie haben niemals volkspolitisch gedacht; sondern sle
kamen dorthin »und blieben dort, um zu verdienen. Sie waren

erfolgreiche Kapitaliften, aber unfähig zu völ-

kifcher Führung. Sie ließen es zu, daß die Masfe der gelernten
deutfchen Arbeiter, Handwerker und anderen Mittelständler
politisch heimatlos — unter den volkstumsfeindlichen Einfluß
marxiftischer Klassenkämpfer geriet. Bermochte sich das Deutschtum
in Kongreßpolen auf wirtschaftlichem Gebiete, wo es ständig unter der
belebenden Wirkung des Konkurrenzkampfes ftand, noch einigermaßen
zu halten, so mußte es, weil es nicht gefchichtlich und
volkspolitisch zu denken vermochte und in feiner wirt-
schaftlich führenden Schicht keine volksverbundene, kämpferifche Füh-
rung befaß, auf geistigem Gebiete verfagen. Dr. Günzel
hat diese Entwicklung ganz richtig beschrieben, wenn er in seiner Rede
u. a. folgendes fagte:
»Die Söhne der deutschen öndustriekapitäne wurden zwar

zur Fortbildung ins Ausland geschickt, sie lernten in Moskau, in
Paris, in London oder in Brüssel, sogar in Warschau, — nur nach
Deutfchland gingen wenige. Bald waren diese Menschen im inter-
nationalen Hotel besser als in ihrer Geburtsstadt zu Hause. Diese
önternationalität behagte ihnen mehr als die geistig reglofe Luft in

Lodz: damals begann schon der erste Abfall vom Bolkstum. Die
Meister und Handwerker gaben ihre Söhne auf die Bolks-
fchule oder dann, aberlerft viel fpäter,-in das Deutsche Ggmnasiutn
Meiftens genügten zwei Bolksfchulftufen oder für ansprurhsvollere ein
paar Klassen des Gymnasiums Das reichte für die Borkriegszeit noch
einigermaßen aus, denn der Russe duldete eher die Ausbildung der

deutfchen Einwanderer als die der einheimifchen Polen. Langsam, aber

desto ficherer vollzog sirh der Kulturniedergang unter den kongreß-
polnischen Deutschen. Zuerst verschandelte man das Heiligtum eines
jeden Bolkes: die Sprachel Es entstand kein herzerfrischender
Dialekt, sondern eine unglaubliche Berzerrung des
Deutfchen, die noch heute gedeiht. Danebenher verflachte der

Gefchmack: die Operette verdrängte das Schaufpiel, von deutschen
Klaffikern gar nicht zu reden. Der Sprachveredlungsquell, die Bühne,
wurde zu einem Tummelplatz für ein schnoddriges Berlinern und für
ein verkitfchtes Wienern. Das kann man fich leiften, wenn man im

Reiche oder in öfterreich sitzt, wenn man noch andere Werte der

völkifchen Kultur stündlich und täglich aufnehmen kann. Rur die
Kirchen unternahmen es noch, gute, edle Musik deutscher Tonfetzer
zu pflegen. Die Kirchengesangvereine brachten das Bolkslied noch zu
Gehör, fonst war und blieb es traurig bestellt um deutsches Lied- und
Musikgut im mittleren Polen.«

,,Erst jetzt,«fo fuhr Dr. Günzel dann fort, ,,beginnt es sich in Lodz
und Umgebung zu regen. Die Jugend will nicht mehrl Die

deutfche Jugend in Kongreßpolen rebelliert

gegen die völkische Berkalkung. Die Jugend, die aus

den bürgerlich-liberalen Kreisen stammt, aber dem faden
Liberalismus und seiner Doktrin den Rücken kehrt, ihr Herz dem

deutfchen Sozialismus der Tat, der Bolksgemeinfchaft und der Gegen-

feitigkeit öffnetl Daneben, aber bereits in gleichem Schritt und Tritt.
marschiert die Arbeiterjugend, die auch erkannt hat, daß das
Bolkstum heiliges Gut ist, das verteidigt werden muß, wenn es

jemanden gelüsten sollte, es anzugreifen . . . Das erfreulich ste
aber ist, daß die städtische Jugend den Weg zum
Bauern in die deutschen Dörfer findet. Der deutfche
Bauer in Kongreßpolen ist eines der Musterbeispiele für völkifche
Treue. Konservativ, der Scholle ergeben, ergeben auch dem gefunden
Geiste der Borväter, ist der Bauer ein Sinnbild deutscher Unverwüst-
barkeit. Aber wie hat man dem Bauern bisher diese Treue gedankt«-U
Er wird nicht systematisch bearbeitet, geschult oder geiftig betreut. Es
wird ihm nur immer gesagt, er müsse feinem Bolkstum treu bleiben,s
durchhalten und wach fein. Wie er es machen foll, das wird ihm
nicht gezeigt. Es wird keine Verbindung zwifchen dem Bauern und
Städter hergestellt. So ist es möglich,daß ganze deutsche Bauerndörfer
während der Sommermonate fremdvölkische und andersrafsige Elemente
zur Sommerfrifche beherbergen, anstatt daß der deutsche Bürger den
deutschen Bauern unterstützt. Der deutfche Arbeiter hat noch immer
Wahnvorstellungen von dem Reichtum des bäuerlichen Bolksgenoffen.
der Bauer fieht noch immer in dem städtischenArbeiter den Kommu-
nisten. der ihm das Eigentum rauben mörhte . . .«

Starke Beachtung verdient auch der Bericht, den Schuh-Woll-
stein über die Entwicklung der deutfchen Erneuerungsbewegung in

Pofen und Pocnmerellen vor dem Parteitag erstattet hat.
Der Redner führte u. a. aus:

»Wenn die alte Deutschtumsführung dieses Gebietes öahre hin-
durch die Gründung einer politischen Organifation für überflüfsig ge-
halten und es bestritten hat, daß auch nur das Bedürfnis für eine
solche vorhanden fei, fo gibt die Tatsache, daß uns in wenigen
Monaten der Propaganda mehr als 13000 Mit-
glieder zugeströmt find, eine eindeutige Antwort hierauf.
Wenn man nun fragt, wie dieser einzigartige Siegeslauf zu erklären

ist, so ist diese Erklärung natürlich nicht in einem Satz zu geben.
Sicher ist aber, daß unsere Gegner lügen, wenn sie behaupten, die
meiften Mitglieder feien nur eingetreten, weil sie gehofft hätten, in
der J.D.P. niedrigere Zinsen oder gar Streichung ihrer Schulden
zu erreichen. Solche Bergünstigungen kann auch heute noch die alte

Führung eher geben als die Jungdeutsche Partei. Aber gern soll zu-
gegeben werden, daß die wirtfchaftliche Berelendung, die nicht nur

durch die allgemeine Krise. fondern -ebenso durch unzulängliche Maß-
nahmen der Wirtfchaftsführung verurfacht war, einen Teil der tief-
gehenden Unzufriedenheit verurfacht hat, die den erften Rährboden
für jede revolutionäre Bewegung abgibt. Wir stehen auf-dem Stand-
punkt, daß hier von der alten Führung schwerwiegende
Fehler gemacht worden sind und daß es notwendig ift, unfer
wirtschaftliches Denken neu zu formen und es völkifchenGefichtspunkten
unterzuordnen Doch war zweifellos die Wirtfchaftsverbitterung
nicht die einzige und nicht die stärkste Wegbereiterin unferer Idee. öch
habe stets mit Leidenfchaft bestritten, daß Wirt-

schaftsorganifationen — und mögen fie noch fo gut
organifiert sein — Menfchen zu einem Bolk for-
men, einem Bolk Zielsetzung und Lebensinhalt
sein können. Die Snflation und die darauf folgende Konjunktur
konnte diesen Eindruck erwecken, das egoistische Streben konnte eine

Zeitlang über die innere Leere hinwegtäufrhen. Dann aber mußte der«
Hunger des Herzens durchbrechen. Der Hunger nach
einem Sinn der Arbeit, der Hunger danach, eingefpannt zu
fein in das Leben und die Aufgabe eines ganzen Bolkes. Die Sehn-
sucht, diesem Bolke verpflichtet zu sein mit allem, was man ist.und
leistet, auf dieses Bolk stolz sein. zu dürfen, mit ihm bewußt leiden,
aber auch mit ihm bewußt emporstreben zu können. oJahre hin-—
durch konnten Radfahrvereiue oder billige Ber-

gniigen oder Stumpfsinn das Leben unserer Jugend
auf desm Lande regulieren, — dann aber mußte die Sehn-
sucht durchbrechen, mehr zu sein als Arbeitstier, die Sehnsucht, ein

vollwertiges Glied unferes Bolkes zu werden. Auch die, die heute
noch abfeits stehenoder uns feindfelig gesinnt sind, klagten damals
über Gleichgültigkeit und Stumpfsinn. Aber als dann die Jungen
an Jahren und die Jungen im Herzen aufwachten und

zu kritisieren und zu fordern wagten, da machten sie uns Kommunismus,
Unreife, Gsroßsprecherei und dergleichen zum Borwurf. Und fo kam
es zum politifrhen-- Kampf . . . Der Kampf hat in Pofen und

Pommerellen zu erfreulichen Erfolgen geführt. ön 150 Orts-

gruppen sind mehr als 13 000 Bolksgenoffen
o rganisiert. Roch sind die einzelnen Kreise der Wkojewosfchaften
sehr verschieden erfaßt, aber unaufhaltsam wächst die Bewegung und
gewinnt immer weiter an Boden.

»Wir haben vor einigen Wochen den öffentlichenKampf auf Grund
einer Vereinbarung eingeftellt und haben d i e W e r b e a r b e it f ü r

unsere Idee in die Kameradschaftss und Bildungs-
a b e n d e v e r l e g t; das war gut fo, denn es wäre unmöglich
gewesen. im Tempo des ununterbrochenen Kampfes die nötige Siebung
und Schulung der Parteigenofsen vorzunehmen. Die Parteigenofsen
haben in diefen Wochen musterhafte Disizplin gehalten, obwohl es ihnen
manchmal recht fchwer gemacht wurde durch w i r t f ch a f t l i cl)e

Zwangsmaßnahmen, Bogkott und Entlaffung· Wir



verlangen und erwarten, dafz mit diesen Methoden Schlusz gemacht wird,
dann werden wir auch weiter Disziplin halten, auch jetzt, wo nach der

Genehmigung der ,,Deutschen Vereinigung« für Posen. und
Pommerellen manchem die Lage schwierig geworden zu sein scheint.
Die Aufgabe, die der »Volksbund« in Ostoberschlesien zu erfüllen hat,
fällt in PosensPommerellen der ,,Vereinigung« zu. Sie soll jeden,
auch den gleichgültigstenDeutschen in ihre Reihen aufnehmen, aber
wir sollen und müssen in ihr entscheidenden Einflusz und damit die

wirkliche Führung in unserer Volksgruppe ge-
winnen . . . In der Erziehung und Schulung der deutschen
Volksgenossen sehen wir die gröfzte Aufgabe unserer Bewegung.

Kaum in einer anderen Bolksgruppe wird der völkische Teil unseres
Programms unter so verschiedenartigen Verhältnissen mit Gruppen, die

sich so auseinandergelebt haben wie unsere deutschen Gruppen in Polen,
durchgeführt werden müssen. Und wenn schon jemand für den sozialisti-
schen Teil unseres Programms kein Verständnis aufbringt, so mufz er

doch wohl einsehen, dafz die Aufgabe, die Deutschen in ganz.Polen zu

gegenseitigemBerstehen und, wenn dies erreicht ist, zu gemeinsamer
Arbeit und zu gegenseitiger Verantwortung zu erziehen, doch einmal
begonnen werden mufz und dasz diese Aufgabe nicht durch

Teilorganisationen in den einzelnen Teilgebieteii
gelöst werden kann, sondern nur durch eine Be-

wegung, die alle Teile des Staates erfaszt. Dasz diese
Bewegung dabei den verantwortlich Beauftragten der einzelnen Teil-
gebiete für ihre so verschiedenartigen Aufgaben die gröszten steiheiteii
gewähren wird, ist selbstverständlich,— aber ein gemeinsames
Ziel, eine gemeinsame Grundanschauung, ein ge-
m e i n s a m e r G l a u b e mufz den wolhgnischen Kätiier. den

Lodzer oder oberschlesischen Industriearbeiter wie den groszpolnischen
Bauern, mufz Handel und Handwerk, freie Berufe und Grundbesitz
untereinander verbinden, mufz sie alle verbinden in der gemeinsamen
Aufgabe, dem Gesamtvolk treu zu sein in· jeder Lebenslage, auf diese
Treue aufgebaut am Staat mitzuarbeiten und sich die Achtung auch
des Staatsvolkes zu erringen. sehlt dieses gemeinsame Bewusztsein,
so werden wir nie hier in Polen zu einer Volksgruppe zusammen-
wachsen und erst recht nicht die gröfzere Aufgabe mit allen Deutschen
in aller Welt mitlösen helfen, en d l ich e i n Volk zu we rden.
das sich seiner Aufgabe bewufzt ist, unbeschadet
der Treue, die jede Gruppe dem Staat schuldet, in

dessen Grenzen sie lebt.«

Litauen ist beleidigt.
·Die».litauischePresse hat auf die von Schulrat Meyer, dem

Vizeprasidentendes Memellandtages, den Signatarmächten überreichte
Denkschriftsehr sauer reagiert. Sie ergeht sich in Beschimpfungen und

persönlichenVerunglimpfungen dieses alten Vorkämpfers der meniel-

landischenSelbstverwaltung Auch die in Rr. 40 des ,,0stland« ver-

offentlichte Denkschrift des bekannten englischen Rechtsanwaltes Sir
Lawrence hat die Litauer in beträchtliche Erregung versetzt.—Es ist
ihnen erklärlicherweisesehr peinlich, dasz ihre fortgesetzten Rechtsbrüche
und die brutale Entdeutschungspolitik durch diese Schriftstücke vor der
internationalen Offentlichkeit an den Pranger gestellt worden ist.
Schulrat Meyer hat in einer Uiiterredung iiiit einem Vertreter des

Deutschen Rachrichtenbüroszu der litauischen Hetzkampagne gegen ihn
und Sir Lawrence in folgender Weise Stellung genommen:
»Wenn die litauische Telegraphenagentur glaubt, die

den Unterzeichnermächtendes Memelabkommens in Genf überreichte
Beschwerde mit der Aufstellung von Unwahrheiten und persönlichen
Verunglimpfungenabtun zu können, so ist das der schlagendste Beweis

dafür,wie berechtigtmeine Beschwerde gewesen ist« Ich habe es nicht
notig gehabt, .mit Lügen und Verleumdungen zu arbeiten.
Das umfangreiche tatsächliche Beschwerdematerial spricht für sich.
Die Beschwerde soll nicht dazu dienen, die litauische Regierung zu

oerunglimpfem sondern die international garantierten Rechte der
Memellaiider zu verteidigen. Ich schätze die Unterzeichnermächteauch
nicht so ein, dafz sie sich auf Lügen und Verleumdungen einlassen werden.

Aufzerdein ist die Meldung der litauischen Tele-

gr»aphenagentur den Beweis dafür schuldig ge-

blieben, worin die Lügen und Berleumdungeii
eigentlich bestehen sollen.

Wenn in der litauischen Meldung dagegen gesagt wird, dafz es

Tatsache sei, dasz Meyer sich durch die Flucht der litauischen Gerichts-
barkeit entzogen und sich in Deutschland eingerichtet habe, so ist das

eine U n w a h r h e i t. Rachdem ich beim Direktorium des

gebiets und beim Magistrat der Stadt Memel einen K ran kheits-
urlaub vom 1Z. Mai bis l. Juli d. J. nachgesucht und ihn
bewilligterhalten hatte, bin ich am t7. Mai m it e i n e in o r d n u n g s-

maszigen litauischen Visum in die Zerien gefahren.
ROkh-vvr Ablauf des Urlaubs wurde ich — wie ich das auch in der
Beschwerde angegeben habe —" in Deutschland durch die

litauischen Umwälzungen im Memelgebiet über-

kglcht und zum 1. Juli d. J. meines Amtes als Stadtschulrat und
lpater auch als Stadtbüchereidirektor der Stadt Memel w i d e r-

rekhtlich enthoben. Dazu kam, dafz mir aus Kreisen, die

dkm Elkauischen Gouverneur nahe stehen, zuverlässig
mltgeteilt wurde, dasz bei der politischen Polizei ein

H0f1·b2k2hl gegen mich vorlag, und dafz ich beim llbertritt
Ubek dle GENUSverhaftet werden würde. Mein Gewährsmann hat den
Haftbefehl im Buro der politischen Polizei selbst gesehen. Es ist be-
kannt. Dakt lkh schon einmal im Jahre 1932 unschuldig
overhaftet worden bin und viele Wochen lang im Ge-
lCUgUlS festgehalten wurde-

Da es Allen fxlhxeiidencMemelländeril im Gebiet selbst durch
Stellung Untvk PolizelOUfllkhtoder Verhaftung unmöglich gemacht ist,
von dem B esch werd e recht Gebrauch zu machen und dies auch
durch das »lita·uiskl)2»Staatsschutzgesetz bedroht ist,
habe ich es fkkk·M2M·2Plllkht gehalten, mir aufzerhalb des Memel-

geblekspje Mvgllkhkelk ZU lskbekm die Unterzeichnermächtedes Memel-
abkomniens auf·dem legalen Wege der Beschwerde auf die seit dem
28. Juni d. I. elllgkkketene UiibaltbareLage im Memelgebiet aufmerk-
sam zu machen.·Ich- habe·michauch keineswegs ,iii Deutschland ein-

gerichtet’. Meine Familie ist vielmehr zerstreut bei Verwandten
untergebracht. Aufzerdem ist es»mir neu, dasz ich nicht mehr Vize-
präsident des Meinellandiskhen Landtages sein soll;
von einer Entziehung meines Mandats habe ich nichts gehört; ebengoswenig ist im Landtag ein Ersatzrnannfür mich nachgerückt. Das ist er

tatsächliche Sacl)verhalt. Ich uberlasse es der Offentlichkeit, sich über
die Meldung der litauischenTelegraphenagentur ein Urteil zu bilden.«

Memel-«

220 deutsche Angestellte entlassen.
Am 1. Oktober wurden wiederum zahlreiche deutsche Angestellte der

ostoberschlesischenSchwerindustrie entlassen bzw. gekündigt. Etwa l 4 0

deutsche Angestellte der Giesche, der Interessen-
g e m e i n s ch a ft« u n d d e r S. A. G., denen ein Vierteljahr vorher
gekündigt worden war, haben m it d e m 1. O k to b e r ihr e

A r b e i t s st e l le v e r l o r e n. Irgendeine Aussicht, in einem
anderen Betriebe — und sei es auch zu schlechteren Bedingungen —

wieder unterzukommen, besteht für sie nicht. Sie sind, wie auch all’ die

zahllosen anderen deutschen Angestellten und Beamten, die
Lchon

das

gleiche Schicksal ereilt hat, als dauernd arbeitslos zu betrac ten. Sie

haben nur die Wahl zwischen sicherem, hoffnungsloseni Elend und

Abwanderung. Das Erbitternde für die Betroffenen ist dabei, dasz
dieses Schicksal, wenn nur die polnischen Behörden gewollt hätten,
durchaus nicht unabwendbar gewesen wäre· Die Stellungen, die sie
bekleidet haben, bleiben nicht etwa unbesetzt, sondern sie müssen von

den alteingesessenen und bewährten deutschen Kräften nur geräumt
werden, damit sie für polnische Elemente frei werden, die weder in

Oberschlesien beheimatet sind, noch in der Regel über eine hinreichende
berufliche Vorbildung verfügen. Iii der Sprache der Grazgnski—-
Behörden nennt man das »Reorganisation«.

Bald nachdem die Zücstlich Plefzschen Betriebe unter

Zwangsverwaltung gekommen waren, setzten aiich dort die Deutschen-
entlassungen ein. Am 29. September wurden acht Angestellte
der Bergwerksdirektion fristlos entlassen. Sie waren

bis vor kurzem arbeitslos gewesen und hatten hier, in den einzigen,
bisher noch unter deutscher Leitung stehenden schwerindustriellen Be-
trieben 0stoberschlesiens neue Arbeitsstätten gefunden. Der polnische
Jwangsverwalter erkannte ihre Verträge einfach nicht an und warf
sie wieder rücksichtslos auf die Strasze. Zugleich sprach er gegen
weitere 18 deutsche Angestellte und Beamte die

Kündigung aus. Gegen die Entlassungens und Kündigungen haben
die Gewerkschaften Einspruch erhoben. Der Jwangsverwalter hat mit

diesen Masznahmen zweifellos seine Zuständigkeit,die sich lediglich auf
die Sicherstellung der Steuerleistungen zu erstrecken hat, überschritten
Auch bei der Zriedenshütte wurde Ende September 24 Ans-
gestellten gekündigt. 21 davon sind Deutsche, drei sind Polen.
Von diesen letzteren sind zwei seit sechs bzw. neun Monaten krank;
dein dritten wurde auf Grund gewisser Vorkommnisse im Dienst,

die

ihn für eine weitere Verwendung ungeeignet machten, die Kün iguiig
zugestellt. Bei der Zriedenshütte wurden die Kündigungen mit der
angeblich notwendigen ,,Reorganisation« der Betriebe begründet. Bei
den gekündigten Deutschen handelt es sich um altverdiente, z. T. seit
Jahrzehnten festangestellte Kräfte. Einige von ihnen haben s, 6 und

sogar 11 Kinder. Ähnlich bei der Giesche AG., wo gleichfalls
31 Angestellten ihr Dienstverhältnis aufgekündigt
wurde. Als Grund wurde hier auch die angeblich erforderliche
,,Reorganisation«angegeben. Was darunter zu verstehen ist, geht ganz
eindeutig aus der Tatsache hervor, dafz eb enso viele P o l e n n e u

angestellt worden sind, wie Deutsche gekündigt
wurden. Um den Deutschen ihre Behandlung als Staatsbürger
mindereii Wertes recht deutlich zum Bewufztsein zu bringen, wird dabei
so verfahren, dasz sie noch damit beauftragt werden, die Polen, die

nach Ablauf der Kündigungsfrist ihre Stellen einnehmen sollen, in die
Arbeit einzuführen.

«

Die Hoffnung, dasz’das rücksichtsloseVorgehen der Grazynski-Be-
hörden gegen die deutscheAngestellten-s und Beamtenschaft der ostober-
schlesischenIndustrie mit der fortschreitenden deutsch-polnischen An-
naherung eingestellt werden würde, hat also getrogen. In der Ent-
deutschungspolitik. die seit Jahren in dern an Polen gefallenen Teil
des oberschlesischen Industriegebietes getrieben wird, hat sich nichts
Wesentliches geändert. Dem deutschen Arbeiter und Angestellten bleibt
die Gerechtigkeit weiter versagt. Mit der Verhängung der Zwangs-
verwaltung über die Plefzschen Betriebe hat, wie vorauszusehen war,
die Entdeutschungspolitik einen neuen Auftrieb erfahren. Die liber-

lajtung Ostoberschlesiens mit landfremden Elementen aus dem Osten
wird trotz der damit verbundenen sozialen Gefahren weiter betrieben.
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Die Danziger Hasenpvlizei.
Die vor einiger Zeit zwischen Danzig und Polen getroffene Ver-

einbarung über die Danziger Hafenpolizei ist nunmehr in Kraft getreten.
Es handelt sich hier um die Beilegung eines Streitfalles, der zwölf
Jahre hindurch viel Unruhe hervorgebracht hat. Danzig hat, um eine
Einigung zu ermöglichen, etwas nachgeben müssen. Auf der anderen
Seite hat aber auch Polen feine Forderung, im Danziger Hafen-, also
auf Danziger Hoheitsgebiet, eine eigene Hafenpvlizei zu errichten, nicht
durchsetzen können. Die verschiedenen Entscheidungen, die in dieser
Angelegenheit in früheren Jahren gefällt wurden, haben keine wirkliche
Klärung gebracht. Man beschränkte sich vielmehr auf Vergleiche, die
nicht befriedigten. So sei daran erinnert, dasz Genf im Jahre 1925
ein Gntachten vom Präsidenten des Hafenausschusses anforderte und
am 11. März desselben Jahres für die Dauer von zwei Jahren durch-
zuführen beschlvfz, das ein wenig gliickliches Reben-s und Gegeneinander
gegeben hätte, wenn nicht in« der Praxis vernünftige Abmilderungen
Platz gegriffen hätten. Die Zeit bis zum Jahre 1932 war gekenn-
zeichnet durch immer wieder neue Berufungen, Verhandlungen und
Vergleiche. bis mit der Wende der Danzig-polnischen Politik seit der
Machtüberiiahme des Rationalsozialismussin Danzig in direkten Ver-
handlungen auf einen Modus vivendi bezüglich der Hafenpolizei hin-
gearbeitet wurde, dessen Ergebnis das neue übereinkommen darstellt.

Es ist gelungen, Klarheit zu schaffen auf der Grundlage einer
Einigung über die Kompetenzen der staatlichen Be-
hörden und der des Hafenausschusses. Die Befugnisse
des Hafenausschusses sind klar umschrieben: Das ausschlieleiche Recht
Danzigs auf die Sicherheitspolizei ist selbstverständlich anerkannt
werden. Lediglich auf dem Gebiet der Verkehrspolizei hat
jetzt der Hafenausschusz das Recht, die Vorschriften festzulegen, die
die Sicherheit und Ordnung des Verkehrs im Hafen und auf den

Wasserwegen betreffen. Sache der Danziger Behörden ist es, diesen
Vorschriften Gesetzeskraft zu verleihen, wenn sie mit Danzigs Gesetzen
in Einklang stehen. Während bisher dreizehn hauptamtliche. Schiff-
fahrtsbeamte tätig waren, ist der Vollzug der Verordnungen nunmehr
in die Hand einer 24 Mann starken Hafen-s und Strom-
wache gestellt. Je 12 und 12 werden von Danziger und
polnischer Seite namhaft gemacht. Um ihre Tätigkeit
ausüben zu können, müssen sie zu Danziger Hilfspolizei-
b e a in t e n bestellt werden. Für alle 24 Mann gelten somit die Dan-
ziger Bestimmungen. Sofern sie noch nicht Danziger Polizeibeamte sind,
müssen sie an besonderen Vorbereitungskursen teilnehmen und die
Danziger Behörden haben dann festzustellen. ob sie die Eignung für
den Dienst besitzen. Gegebenenfalls kann auch von Danziger Seite die
Versetzung angeregt oder ein Disziplinarverfahren eingeleitet werden,
wenn sich aus sachlichen Gründen die Notwendigkeit ergibt. Mit der
Einleitung eines derarticen Verfahrens ist den betreffenden Beamten
der Charakter der Hilfspolizei für die Dauer des Verfahrens ent-

zogen. Die Renregelung; die eine 24 Mann starke Hafen-s und Strom-
wache gegenüber bisher nur 13 Beamten vorsieht. erklärt »sichim
übrigen daraus, dafz nicht nur der Hafen, sondern auch die Stromwege,
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Die Danzig-ziemten Beziehungen.v
die der Hafenausschufz zu verwalten hat, von dem neuen Abkonimen
erfafzt werden. Es handelt sich nicht um eine gemischte Hafenpolizei.
Vielmehr bleibt Danzig eindeutig der Träger der

ta atshoheit. Das neue Abkommen gilt für die Dauer von drei
Jahren; öm Falle einer Kündig u n g nach Ablauf dieser Frist wiirde
der ursprünglicheZustand wieder hergestellt werden.

Das Hafenabkvmmen.
Am t. Oktober ist das. Danzig-polnische Hafenabkommen vom

ts. September vorigen Jahres abgelaufen, ohne vorerst erneuert

worden zu sein. Durch das Abkommen hatte sich Polen verpflichtet,
einen weiteren Rückgang des Güterumschlags über den Danziger Hafen
zu verhindern und bestimmte Mindestmengen gewisser, in einer beson-.
deren Liste. aufgeführter Waren über den Danziger Hafen zu leiten.
Die polnische Presse hat aus der Tatsache, dafz das Abkommen bisher
nicht verlängert worden ist, allerlei Schlußfolgerungen gezogen, deren
Richtigkeit von der Danziger Presse bestritten wird. Mafzgebend fur
die vorläufige Richtverlängerung ist die überlegung, dasz es zunächst

,einmal notwendig ist, sich ein klares Bild davon zu machen, welche
Warenmengen während des abgelaufenen Jahres tatsächlich über den

Danziger Hafen umgeschlagen worden sind, d. h. es sind die September-
zahlen noch abzuwarten, die bekanntlich erst Mitte Oktober endgültig
vorliegen. Dann dürfte man wohl auch von amtlicher Seite Räheres
darüber hören, ob das Protokoll in seiner bisherigen Fassung unver-

ändert verlängert wird oder ob irgendwelche Änderungen zweckmäfzig
erscheinen.

Erleichterung des studinms in Danzig.
öm letzten Sommersemester sind bei der Uberweisung der

Gelder für in Danzig studierende Reichsdeutsche
u.a. durch nicht genaue Beachtung der einschlägigen Vorschriften
Schwierigkeiten aufgetreten. Dadurch wurde Unsicherheit insdie Reihen
der in Danzig studierenden Reichsdeutschen getragen und »derNachwuchs
reichsdeutscher Studenten gefährdet. Deshalb übernimmt für das
kommende Wintersemester die Gesellschaft von Freunden der

DanzigerHochschule,Berlin, sämtliche überweisungss
formalitäten. Zahlungen aus dem Reich an Studierende in
Danzig erfolgen durch freie überweisungen im önlandsverkehr an das
Konto der Gesellschaft von Freunden der Danziger Hochschule in

Berlin, die ihrerseits dafür sorgt, dafz der Studierende sein Geld
pünktlich in Danzig ausgezahlt erhält. Die Angehörigen haben weiter
keine Formalitäten zu erledigen. Die mo n atliche Höchst-
grenze beträgt 160 Reichsm-ark. Vorgedruckte Zahlkarten
sind bei der Deutschen Studentenschaft Danzig erhältlich. Wer neu

nach Danzig kommt, darf 50 RM. in Silber oder Devisen mitbringen.
Die zum Teil ausgetretenen Schwierigkeiten sind damit beseitigt. Die
Deutsche Studentenschaft Danzig erwartet von ihren Kameraden im

Reich, dsafz sie die Möglichkeit, zu den gleichen Bedingungen wie im
Reich in Danzig zu studieren, ausnutzen, denn mit dem Studium in

Danzig dient der Student nicht nur sich, sondern auch dem Auslands-
deutschtum. Das Werbeamt der Deutschen Studentenschaft Danzig,
Anschlufz Technische Hochschule, gibt gern weitere Auskunft·

Litauifche Nachrichten-
Der Kommandant des Memelgebietes hat nunmehr auch dem der-

zeitigen Präsidenten des Memelländischen Landtages, Waschkies,
das Abgeordnetenmandat entzogen. Der Grund? Land-
tagspräsident Waschkies hatte auf der letzten Landtagssitzung Ein-

sprnch gegen Mafznahmen erhoben, durch- die ihm das Hausrecht
und die Aufsicht über die Hauspolizei während der Sitzung entzogen
werden. Der Kriegskommandant hatte wiederholt vergeblich versucht,
Waschkies für sich zu gewinnen. Allen Bemühungen des Komman-
danten zum Trotz hat Waschkies unerschütterlich an seiner Absicht fes-
gehalten, eine dritte Sitzung des Landta« es einzuberufen. Diese Absicht
ist nun durch die neueste Mafznahme es Kommandanten verhindert
worden.

es

Auch auf d a s a k a d e mische S t u d i u m scheint man in Litanen
ietzt die antideutschen Mafznahmen ausdehnen zu wollen. Das litauische
Regierungsblatt »O i e t u o v s A i d a s« setzte sichvor kurzem einmal mit
der Frage des Nachwuchses der nienielländischenIntelligenz auseinander.
Sie fand es unerhört. was die deutsche Wissenschaft über die Geschichte
der baltischen Ranidländer lehrt, und meinte, es sei an der Zeit,
,,unserer (?) Jugend das Studium in Deutschland zu
u n t e rsa g e n«. Aus Groleitauen, stellte das Blatt mit Genugtuung
fest, seien es ja kaum welche, die in Deutschland studieren. Aber aus

dem Memelgebietl Habe man es bis jetzt doch dort abgelehnt. das
Doktordiplom der Kauener Vgtautas-Universität anzuerkennen! Es sei
sonderbar, dasz in Kauen nur sieben Memelländer

st u d i e r e n. Es miifzten viel mehr litauische Stipendien für Studierende
ans dem Memelgebiet auscesetEt werden. Man scheint also an einen
Abbruch der Studien- und überhaupt der wissenschaftlichen Beziehungen
zu Deutschland zu denken.

F

Kauener Zeitunqsmeldungen zufolge hat die litauische Regierung
numehr endgültig den Bau eines Rundfunksenders für da»s
M e m e l g e b i e t beschlossen. Die Boranschläge sind fertig und die

Mittel bereitgestellt. Der Sender soll möglichst schnell, und zwar in
der Rähe von Heydekrug errichtet werden. Die Stärke des
Senders soll so gewählt werden, dafz er nicht n u r im M em e l -

gebiet, sondern auch in« Litauen und dem benach-
b a r t e n A u s l a n d, also Ostpreufzen, gehört werden kann.

»i-

Den beiden reirhsdeutschen Lehrern des Deut-
sch e n G g mn asin ins zu Kauen (es handelt sich um den Turnlehrer
und die Gesanglehrerin) hat die Behörde für das neue Schulsahr ab
1· September 1934 keine Arbeitsgenehmigung mehr er-

t e i l t. Beide Stellen müssen nun von» mindergeschulten Kräften be-
setzt werden. Aufzerdem sind verschiedenedeutsche Lehrbücher als

,,staatsfeindlich«bezeichnet worden, u. a. ein Musikbuch, ein Religions-
buch und ein Rechenbiichl

E

Eine wohl nur noch in Litauen mögliche U n g e z o g e n h e it

gegenüber idem Führer eines benachbarten Volkes
hat sich der Kommandant von Kauen geleistet. Er hat der
dort erscheinen-den polnischen Wochenschrift ,,E h at a R o d z i n n a«

eine Geldstrafe von 300 Lit auferlegt, weil sie einen Artikel aus der

offiziösen ,,Gazeta Polska« nachgedrnrkt hatte, der sich mit dem G r a b
der Mutter des Marschalls Pilsudski befafzte. Es ist
in Litauen demnach strafbar, etwas darüber zu schreiben, dafz die
Mutter des Marschalls in Litauen begraben liegt.

»i-

Der frühere litauische Gesandte in Berlin, Sidzikauskas. war be-

schuldigt worden, Gelder, die er für die Ernennung oon Ausländern zu
litauischen Ehrenkonsuln zur Verwendung für soziale Zwecke erhalten
hatte, unterschlagen zu haben. Sidzikauskas bestritt. solche Gelder er-

halten zu haben. Der Prozefz, der wegen dieser Affäre in Kauen jetzt
gegen ihn durchgeführtwurde, endete mit einer Strafe von sechs Mona-
ten Gefängnis bei dreijähriger Bewährungsfrist.
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Oberst Veck zur »Minderheitenfrage«.
Der Polnische Außenminister Oberst Beck gewährte einem Vet-

thtek del-· --C·HazetaPolska« eine Unterredung, in der er sich noch einmal
mit der polnischenHaltung in der Frage des Genfer Minderheitenschutzes
befshtet »Hm Ergebnis konnten ivir folgende d r ei -a b w e i ch e n d e

S t a n d p»un k te feststellen, die von den Vertretern verschiedener
Staaten eingenommen wurden. Zunächst fand sich eine Staatengruppe,
die unseren·Antragvorbehaltlos unterstützte. sie war aber
Ulkht zahlreich. Eine Reihe anderer Staaten sprach sich U nzw e i -

SeUklggegen die Berallgemeinerung aus, wobei sie dieses
listetydes Minderheitenschutzes als für sich unannehmbar bezeichnete.

Die ubrigen Staaten schließlich u n te r st ü tz t e n d i e These o o n

der
YOVAJIFNemeinerungtheoretisch, ohne ihren Pessimis-

mus uber die oglichkeit ihrer önkraftsetzung zu verhehlen, praktisch
genommen, versagten sie dem Antrage die Unterstützung
»Da§Ergebnisder durch uns hervorgerufenen sachlichenAussprache

hat Jweifellos die volle moralische Berechtigung des zweiten Eeils der

durch mich am 13. September niedergelegten Erklärung ergeben, die

selbstverstandlichvollkommenin Kraft bleibt, d. h. die Regierung
der Republik wird bis zur Einführung eines all-

gemeinen, einheitlichen, internationalen Systems
des Mindefrheitenschutzes mit den internationalen
Organisationen auf dem Gebiet der Kontrolle des

dllth Polen angewendeten Grundsatzes der Billig-
keit und Gleichheit der Miiiderheitentraktate nicht
zusam«menarbei«ten... Im BerleufderAussprache hatniandirekt
oder zwischen den Zeilen aller Erklärungen die Feststellung herausleseii
konnten,daß»weder der heutige internationale Pebenstand noch die

sich immer starker betonende Evolution des Bölkerbundes darauf hin-
weisen,daß.das System des Minderheitenschutzes durch
internationale Organe reif wäre . . . Unsere Schluß-
folgerung ist klar nnd .einzig: Polen eignet sich nicht zuin
Bersuchsgebiet fiir unreife Systeme-«

Das Neichserbhosgesetz und die Polen in Deutschland
ön der polnischen Presse finden sich fortgesetzt neueAngriffe

,0Uf das delxtskhesrbhofgesetk das aus in der Regel nur

recht oberflachlichskizziertenGründen als ein ,.Mittel der Germani-
sierung sur die Angehorigen der polnischen Bolkssplitter in Deutsch-«
land entschieden abgelehnt wird. Immer wieder erscheinen in der

PolenbundpresseAufforderungen, gegen die Eintragung in die Erb-
hoferolle Einspruchzu erheben und die Geschäftsstellen des Polenbundes
haben es ubernoinmen, die vermeintlich gefährdeten Rechte der Mit-
glieder des Bundes gegenüber den zuständigendeutschen Amtsstellen
zu vertreten.

So itstvor kurzem (am 9. Oktober) in der gesamten Polenbundpresse
z. B. wieder ein Artikel erschienen, in dem die für die Ablehnung maß-
gebendenGründe u. a. folgendermaßen dargelegt werden: ,,. . . Der
Dolenbund hat in seinen Einaaben dar-auf hingewiesen. daß das Erb-

hpfgesetzgegen »dasGenfer Abkommen verstößt und. schon allein aus

diesem »Gründein Oberschlesien nicht angewendet werden kann. Wäh-
rend namlich das Genfer Abkommen für die Mitglieder der polnischen
Minderheit in Oberschlesien vollkommene Freiheit auf allen Gebieten
des offentlichen und privaten Lebens. insbesondere aber Freiheit auch
OUs kulturellem, sozialem und wirtschaftlichem Gebiete vorsieht, sieht
das Erbhofgesetz gerade in dieser Hinsicht wichtige Beschränkungen
vor. »So.kann z. B. ein Erbhofbauer seinen Grund und Boden nicht
freihandig verkaufen und mit Hypotheken belasten, sondern er muß zu

iedem Verkauf und zu jeder Belastung die Genehmigung des zustän-
dxgenAnerbengerichts haben. Er darf auch nicht nach eigenem Gut-

dunkenden Grund und Boden auf die Kinder als Erbe übertragen
oder ihn unter die Kinder verteilen, weil den Grund und Boden ständig
nur ein Rachkomme des Erbhofbauern erbt. Die übrigen Kinder haben

An Zufluchtsrechtoder bis zu einem gewissen Grade ein Anrecht auf
Ausbildungfür das Leben aus den Einnahmen der Wirtschaft. Das

ilnd die wesentlichsten Beschränkungen des Eigentumsrechts am Boden.

Unter gewissen Umständen. wie z. B. bei schlechter Wirtschaftsführung,
die von behördlicher Seite festgestellt wird, oder falls keine Kinder
vo1·handen sind, kann der Grund und Boden von der Behörde ein-
getoaen oder einem anderen übertragen werden . . .«

Eine Stellungnahme der letzten Instanz. des Reichserbhof-
aerj chts in Berlin ist in dieser Angelegenheit bisher nicht erfolgt.
Sie wird von polnischer Seite offenbar mit größter Spannung er-

wartet· Angesichts der Bedeutung. die polnischerseits der Frage bei-
gemessen wird. sei im folgenden eine in der ,,Schlesischen Zeitung«,
B·reslau.veröffentlichte Äußerung von Rechtsanwalt Dr. Badura

wiedergegeben:
Das Reichserbhofgesetzhat von aanz unvermuteter Seite Gegner

erhalten« ie polnische Minderheit in Deutschland
will die Eintragung der Höfe ihrer Angehörigen
als Erbhof verhindern. Sie hat versucht. auch die dänische
Minderheit i·n Schleswig-f)olstein als Bundesgenossen zu gewinnen.
EVOSledochMkhtgelang. Die Organisation der poliiisrheii Minderheit
ist »beider«Regierungvorstellig geworden. Auch einzelne der politischen
?N1Udexh21k,0nssehot»i»aeBauern haben gegen die Aufnahme ihrer Wirt-
skhclsk M dls dehvjetcjlle Einspruch eingelegt. Ein derartigZV Zoll
atus Pvmmernspistkurzlich von dem Landeserbbofgericht in

dzeile durch Qeskhiuh vom 9. August 1934 entschieden worden. Wie

Lichtanders ZU Ermatten »War. hat das Landeserbhofgericht dem

Jauern.·dergeeen den zuruckweisendenBeschluß des zuständigenAn-

erbcngcisichtsBeschwerdeeingelegt hatte. unrecht negehcn Die Ent-
scheidung ist sehr Mietessant Es wird in ihr nämlich eindeiitig Tit-Th-
gervlesem deh Deutschlandganz im Gegensatz zu der Behauptung der

polnischeii Minderheit das Erbhofaesgxz Hik 0112 qkiskhen
Bauern deutscher Staatsaiigehöriqkeit gelten
lassen mußte und sichdlkekk emek Vetters-nun des Genfer Abkommens
schuldig gemacht hafte. IPeUU es» das Crbhdfaesetz bei den polnischen
Minderheitsangehorigen im Gebiete des oberschlesischenAbs-dummng-
gebietes nicht zur Anwendung gebracht hatte-.

Die Beschwerdeführerhalten die bekannten B esch rä n k u n g e n

der Eigentumsherrschaft des Erbhefqesetzes für
Nachteile Schon diese Argumentation ist selbstverständlichunrichtig
denn diese Nachteile werden durch derart umfangrc-iche nnd

für den Bestand der gesamten Bauernschaft ent-

scheidende Borteile aufgewogen, daß von einer Be-

nachteiligung schon in der ersten Erbhofbaiierngeneration nicht die Rede

sein kann. Das Landeserbhofgericht hat bei seiner Entscheidung ledig-
lich aus dem Erbhofgesetz selbst die Ablehnung begründet. Darüber
hinaus ließe sich noch allgemein als Gegeiigrund dartnn, daß iveder
im Genfer Abkommen, noch sonst in den ungeschrie-—-
benen allgemeinen Grundsätzen des Rechts der

völkischen Minderheiten eine Rorm enthalten ist,
die der Minderheit nicht nur Gleichberechtigung,
sondern darüber hinaus Bevorzugung einräumt.

Wenn die polnisrhen Minderheiten nur die in der Libergangszeit viel-

leicht hervortretenden Schattenseiten herausstellt und darauf ihr Bot-—-
bringen begründet, dann ist ihr Vorgehen, wenn auch von falschen
Voraussetzungen ausgehend, ein Versuch, besser behandelt zu werden
als jeder deutsche Bauer. Der Rachweis aber, daß das

Erbhofgesetz etwa gerade den Bauern in Deut-sch-
land, die sich zu einer Minderheit bekennen. be-

sondere Härten bringt, kann iin Ernst nicht geführt
w e r d e n.

Die polnische Minderheit stützt ihren Einspruch lediglich auf die

Präambel des Reichserbhofgesetzes, in der als Ziel des

Gesetzes »die Sicherung alter deutscher Erbsitte und Erhaltung des

Bauerntums als Blutquelle des deutschen Volkes« hingestellt wird. Die

Begründung mit Hilfe dieser Eingangsivorte erscheint außerordentlich
formal und gesucht. In vielen grundlegenden Gesetzen des Dritten
Reiches finden sich derartige Borworte, die in den tieferen Sinn der

Rorm einführen und auf ihren Zusammenhang init deni deutschen Wesen
hinweisen sollen. Wenn die Minderheit in Deutschland alle »dieseGe-

setze nicht auf sich angewendet wissen wollte, würde sie bald außerhalb
des Rechtes in Deutschland stehen; denn es ist ia gerade das Ziel der

Rechtsneuerung, unter Abkehr von artfremden Rorinen das Recht·dem
Rechtsempfinden der Ration und der deutschen Sitte in ihren vielen

Lebensbeziehungen anzupassen. Dadurch wird doch aber noch kein

Sonderrecht für deutsche Staatsbürger geschaffen. G r u nd zur B e -

schwerde für eine Minderheit kann doch lediglich
dann gegeben sein, wenn Gesetze geschaffen werden,
die sie von Rechtsvorteilen ausschließen oder gegen

sie gerichtet sind.
Im übrigen begründet das Landeserbhofgericl)t. wie bereits erwähnt.

seinen ablehnenden Bescheid nicht einmal niit derartig allgemein ge-

haltenen Argumenten. Es geht vielmehr den Gedankengängen des

Beschiverdeführers nach und widerlegt sie direkt aus dem Wortlaut des
Gesetzes. indem es nachweist, daß deutsch hier soviel wie

,,stamniesgleichen Blutes« bedeutet, nnd daß stammess
gleich nach der übereinstimmenden Ansicht der wesentlichsten Kom-

mentare und des Sachverständigen für Rasseforschung beim Reichs-
ministerium des Innern .dieienigen Bölker sind, die in geschlossener
Bolkstumssiedliing seit geschichtlicher Zeit in Europa beheiinatet sind«
(ngel). Richt auf dem Worte ..deutsch«,sondern auf dem Worte

..Bauerntuni« liegt, wie das Eeller Gericht mit Recht betont, der Ton

in der Präambel des Gesetzes.
So wird von seiten der Minderheit den klarsten Entscheidunas-

gründen dieses Beschlusses wohl kaum ein aewichtiger neuer Gegengrund
entgegengehalten werden können. Sie kann bei einer Betrachtung der

Angelegenheit auf lange Sicht dem Oandeserbhofaericht im Grunde nur

dankbar sein; denn auf die Dauer würde sich eine Be-

freiung der polnischen Minderheit von dem An-
e r b e n r echt b e st i m m t , wie Gerichtsassessor Gramm schon vor

Monaten in der ..Deutschen Zustiz« sehr richtig ausgeführt hat. für
sie sehr schädlich auswirken. Jeder einmal an einenDeutschen
verkaufte Besitz wäre doch für immer der polnischen Bolksaruppe ver-

loren., weil er in deutscher Sand sofort Erbhof und dainit unveräußerlich

wäre. Riemand hat-bei Schaffung des Gesetfes auch an einen Angrisf
auf das Recht fremder Bolksgruppen gedacht. Ihnen wsie dem deutschen
Bauern kommen die Borteile zugute. Für irgendwelche«—Beschwerden
dürfte daher kein Raum sein.
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Gefefiigie Organisationen
Die Polen in Deutschland haben allen Grund, mit den Verhältnissen,

unter denen sie ihren kulturellen und wirtschaftlichen Aufgaben nachgehen
können, zufrieden zu sein. Wenn sie das nicht sind, so hat das seinen
Grund darin, dafz sie bei der Betrachtung ihrer Lage von völlig unhalt-
baren Gröfzenverhältnissenausgehen. Sie sind nämlich von der fixen
Idee besessen, dafz es in Deutschland mindestens l 200 000 »Polen« gebe.
Wenn sie einmal besonders gut aufgelegt sind, legen sie auch noch 300 000

zu. Mit diesen Zahlen operieren sie dann und rechnen »gewissenhaft«
aus, dafz »nur 2 v.F)·. der polnischen Kinder in Deu schland polnische
Schulen besuchen.«Wenn man von Phantasiezahlen ausgeht, läfzt sich
freilich ein beliebiger Grad kiinstlicher Unzufriedenheit erzeugen. lDas
Polentum in Deut chland ist fest organisiert. Was nicht organisiert ist,
gehört nicht zum olentum. liber die Organisationen des Polentums
brachten die Oppelner ,,Rowing Eodzienne·« am 16. September einen

Artikel, dem wir einige Angaben entnehmen:
»Die oberste Organisation aller Polen in Deutschland ist der

Polenbund, »der gleichzeitig der offizielle Vertreter der polnischen
Bevölkerung in Deutschland gegenüber den Behörden und in Schlesien
auch gegenüber dem Bölkerbund ist. Grundsatz des Organisationslebens
der Polen in Deutschland ist die Verschiedenartigkeit der Verfassung
und die Einheitlichkeit im Handeln. Dank dieses Grundsatzes bilden
die Polen gegenwärtig eine starke. organisierte Macht, die von Jahr
zu Zahr wächst. Parteischattierungen, die unter den Polen
in Deutschland Streitigkeiten hervorrufen könnten. gibt es nich t.
In dieser Hinsicht lassen sich die Polen von dem Grundsatz leiten, dafz
sie lediglich und ausschlieleich dem Polentum dienen." Der Polenbund
ist in fii nf L a n d e s v e r b ä n d e eingeteilt, und zwar Landesverband 1

fiir Schlesien, Borsitzender Pfarrer Karl Kozio l e k; Landesverband 2

fiir Berlin und Mitteldeutschland, Borsitzender Andreas Zydor;
Landesverband Z fiir Rheinland-Westfalen, Borsitzender Ivsef Klo-

nowski; Landesverband 4 fiir Ostpreufzen, Borsitzender Pfarrer
Osinski; Landesverband 5 fiir die Grenzmark und Ostpommern,
Vorsitzender Pfarrer Dr. Boleslaus Domanski.«

liber die Presse und das Genossenschaftswesen heiszt es: »An pol-
nischen Tageszeitungen gibt es in Deutschland 6 und zwar die

,,l2(owingTodzienne«,den ,,Dziennik- Raciborski«, den »G«losProgranicza

i Kaszub«, die »Gazeta Olsztynska«, den »Dziennik Berlinski« und den

»Rarod«. Aufzerdem erscheinen die M onatsschriften »Polak
w Riemczech«,die Kinderzeitschrift »Maly Polak w Riemczech«sowie
das B e r b a n d s o r g a n »Zjednoczenie«.

f

»Das durch den Weltkrieg zerschlagene Wirtschaftsleben
d e r Po l e n in D eu tschlan d ist wieder aufgebaut worden. Gegen-
wärtig bestehen nachstehende genossenschaftliche Einrichtungen. In

Oberschlesien die Bolksbanken in Beuthen, Oppeln. Ratibor,
Gleiwitz,«Kosel, Rosenberg und Gr. Strehlitz, die Bank Rolnikow in

Oppeln mit einer siliale in Gleiwitz, die RolniksGesellschaften in

Ratibor, Oppeln und Gr. Strehlitz, die Gärtnereigenossenschaft in

Ratibor, die Druckereigenossenschaft »Rowiny« in Oppeln u. a. Zu-
sammen gibt es in Oberschlesien 9 Banken, J Rolniks, eine Gärtnerei-

genossenschaft, 4 andere Genossenschaften, zusammen also 17 Genossen-
schaften· In Ostpreufzen sind 4 Genossenschaften vorhanden, und
zwar die Bolksbanken in Allenstein, Marienwerder und Stuhm und der
Rolnik in Allenstein. In der Grenzmark und in Ostpommern
gibt es insgesamt 6 Genossenschaften, und zwar die Bolksbanken in

Groß-Dammer, Zlatow, Zakrzewo, ReusKramzig und Bernsdorf und
den Rolnik in slatow. Im iibrigen Reich gibt es die Bank Unja in
B e r l i n und die Bank Ludowg »Pomoc« in Berlin, die Bank Robot-
nikow in Bochum, die Berlagsgenossenschaften ,,Sztandar Polski« in .

Herne und ,,Dziennik Berlinski« in Berlin, zusammen also fiinf
Genossenschaften. Insgesamt bilden also 32 genossen-
schaftliche Einrichtungen das Wirtschaftsleben der

Polen in Deutschland . .. Unter gemeinsamer Anstrengung
wurde die Slawische Bank in Berlin gegründet. Aufgabe der

Slawischen Bank ist die Zusammenfassung aller polnischen Wirtschafts-
interessen in Deutschland und die Erteilung materieller und fachlicher
Hilfe an die genossenschaftlichen Einrichtungen. An der Spitze des Ber-
bandes polnischer Genossenschaften in Deutschland steht der Direktor
Stefan Szczepaniak. Die Slawische Bank leitet der Direktor
Zranz Lemanczyk Die Aktion dieser beiden Organisationen hat
verursacht, dafz man gegenwärtig von einer Stabilisierung und sogar
von einer gewissen Besserung der polnischen wirtschaftlichen Verhältnisse
in Deutschland sprechen kann«

Religionskrieg in Gfterreich
»Das Licht voni Himmel läsztsich nicht

zersprengen,nochläfztderSonnenaufgang
sich verhangen mit Putpurmänteln oder
dunklen Kutten.« Lenau.

Im Auftrage der österreichischenRegierung wandte der Bunde-s-
kommissar Asda m sich kiirzlich gegen dise Behauptung, dasz die Wiener
Reaierung und ihre Organe den österreichischen Protestan-
tismus verfolge. An diesem Berteiidigunsgsversuch Adams ist ledig-
lich das eisne richtig dasz nämlich die österreichische Regierung nicht
nur gegen evangelische Geistliche mit polizeilichen Mafznahmen vor-—-

gegangen ist. So sind in Wöllersidorf und einigen anderen Anhalte-
lagern auch katholische Priester internsiert worden. Alle
anderen Behauptungen Adams aber sind falsch. Es gibt heute in
Oiesterreich kaum einen evangelischen Geistlichen,
d e r n o ch nicht p olize i lich .,b estraft« ist. Diese Bestrafungen
werden zum Teil mit .,nationalsozialistischer Tätigkeit« beg-riündet.wo-

bei die derzeitige österreichischeRegierung freilich mit dem Prädikat
..nationalsozialistische Betätigung« äußerst freigiebig umgeht. In Linz
irsurde bei einein Gustav-Ahnlk-Biereinsiest der Festvrediger sur Polizei
befohlen weil er aus dem biblischen Text die Pharisäer nicht gestrichen
hatte. Mehrere Geistliche wurden angehalten, R e p a r a t i-o n e n fii r

B es ch a d i gu n g e n du r ch B ö l l e r zu leiste-n, »da anzunehmen
sei, dasz tdie evangelische Kirch-e österreichs den Attentaten unid Völler-
explosionen nicht fern stehe«. In den salzburgischen Orten Anif und
Itzling wurden die evangelischen Bibelstunden ver-

boten. Ganz biesvniders schwierig ist dsie Lage der
protestantsischen Gemeinden in Steiermark iind
Kärnt-en, da dort die Austrittsbewegung aus der ka-
tho lii sch en K i r che besonders grosz ist. tibertrittsgottesdsienste
ivurden verboten, so daf- sie als ..G e d ä ch t n i s st u n d en fii r G e-

heimprotestanten« in Kuhställen stattfinden mufzten.
Wenn Bundeskvmmissar Adam versichert dasz die Rechte der mehr

als 300 000 evangelischen Deutschen österreichs iinangetastet seien. so
ist demgegeniiber auf »die vielen Tatsachen hinzuweisen die deutlich
zeigen, dafz in den Alpenländern zu einem Religions-·
krieaim Sinne der Genenreformation geriistet wird.
Bewerben sich Protestantesn um St a ats stelle n

, so erhalten ihre
Bewerbungen einen roten Schrägstrich Dieser rote Scl)rägstrich,der
auf die Konfession aufmerksam macht, ist gleichbedeutend mit lder Ab-
lehn«u.ng.Besonders krah zeigt sich die gegenrersormatorische Tendenz in
der Behandlung der iiberaus starken li Ib e rt r i t t s b e w e g u n g.
Seit Beginn des Iiahres sind etwa 60000 zur evangelischen
K i r ch e iü b e r g e t r et e n. Dieser übertritt wird zum Teil von den
Bezirksbehörden ..nicht zur Kenntnis gsenommen«.Alle libertretenden
sollen laut Borsschrift Psychiatrisch auf ihren Gseizsteszus
stand untersucht werden.

Eine Anzahl von Bezirkshauptmannschaften verweigern die Ent-
gegennahme der Austrittserklärungen, weil »nach gewissenhafter Prü-

. stehe.

fung« festgestellt werd-en inufzte, dafz sdie Erklärung im Zusammenhang
mit seiner von verbotenen Parteien esingelseiteten ..Abfallsbewegung·

Z. B. wurden kiirzlich in sder Rähe von Wien Eltern kon-

fessionsloser Kinder, die eben zum evangelischen Religionsusnterricht
angemeldet worden waren, unter Hinweis darauf, ,.wie schwer es die
Kinder später einmal als evangelische Menschen haben würden« ver-.

anlaszt, idie Kinder fiir den katholischen Unterricht vormerkesn zu lassen.
Die Mafzniahmen ider staatlichen Behörden gegen die evangelische

Kirche wenden durch libergriffe Tder klerikalen Organi-
sationen oder der Heimwehr ergänzt. Roch immer ist die

Berleumdung von dem Maschinengewehr auf dem Turm der Leobener
evangelischen Kirche amtlich nicht richtig gestellt. In einer unerhörten
Sprach-e reden die slugschriften ides Katholischen Glau-
b e n s a p o sto l a te s in G r a z. In zwei Schriften »Wie Deutsch-
land- protsstantisch wurde« wird die Reformation anf das »Weib« unsd
die Ländergier ehemals katholischer geistlicher siirsten zunückgefiihrt.
In dem neuesten geschichtlichen L e h r b u ch fii r M it t e lsch u l e n .

von einem Bensediktiner verfaszt wird die R e f o r ma t i o n , die auf
einer halben Seite behandelt wird. ,,A ufruhr« genannt. In Wiener
Rieustadt hat die Hieimwehr bekannte evangelische Biirger
und einige katholische Rationalsozialisten über-
fallen und mit schwer-en Hämmern bearbeitet. «Dies
Berbriechen ider Starhembergtruppen wurde von »demkatholischen
Stadtpropst »als heiliger Zorn« in der Predigt gefeiertl In

mehreren Gebieten verbreitet die katholische Geistliichkeit die merk-
wiirdsige Behauptung, »an dem Gottesdsienstder»Psrotsstanten sei-en
auch Hunde und Katzen beteiligt!« In einem Karntner Ort wurden

evangelische Biiirger. die sich weiigerten. der Baterländischeii stont
beizutreten. durch scheu gemachte Pferde durch den Ort

geschleift und gezwungen, halbtot vor einem Kruzi-
fix den Rosenkranz zu beten. Der Sohn dies evangelischen
Pfarrers von Innsbruck wurde Ende vorigen Iahres verhaftset und

eingekerkert, jetzt ist er sterbend ziiriickgeliefert worden; beide Arme
und Beine sind abg-efroren, dier Körper zeigt an mehreren
Stellen Spuren schändlich-erMiszhandlung In Graz hat sich vor kurzem
folgendes ereignet: In einer öffentlichen Mittelschule «wur-deein Schiiler
wegen seiner siihrung einstimmig vom Lehrkörper rieligsiert. Als der
Direktor dem Zögling eine entsprechende Mitteilung machte. erklärte
dieser zynisch, dasz iihn das gar nicht interessiere. sda er vom Sicherheits-
direktor der Steiermark einen Ausweis als Hilfspolizisst habe und in
der Lage sei, sden Direktor der Anstalt jederzeit zu verhaften.

Rath Lag-e der Dinge kann in cistserreich von einer ,,Gleichberechti-
gusng«der Evsangelischen iisicht mehr die Rede ssein. Die evan e-

lische Bevölkerung wird wirklich in fürchterli er

Weise geknebelt und bedrückt. Da aber das unverschuldete
Unglück und die Bedrückung ein guter Ausweis fiir all’ diejenigen sind,
ldie die Wahrheit lieben. list iiberall im Lande eine starke liber-
t r i t t s n e i g u n g festzustellen.



Di
Mit dem R e i cl)s b e r n st e i n t a g, dem erften Opfertag des dies-

jährigen Winterhilfswerks des deutschen Bolkes, der sich über den 103
it. und 12. Oktober erftreckte, wurde nicht nur der Feldzug t934·l3.7
gegen Hunger und Kälte eingeleitet, sondern er bedeutete auch gleich-
zeitig einen wenn auch kleinen, fo doch sehr wirksam vorbereiteten Bor-

lkofigegen die Arbeitslosigkeit. Dadurch nämlich, daß durch den Beric-

ikelUtag das ,,Gold Ostpreußens« in allen Gauen Deutschlands bekannt
gemacht wird, sollen alle deutschen Bolksgenofsen auf« das edle, rein
deutsche Material aufmerksam gemacht und angeregt werden. sich seiner
Mehr als bisher zu bedienen. Bernfteiii ist einer der wenigen Stoffe,
dessen Berarbeituiig in der Hauptsache Handarbeit erfordert, und
darum bedeutet ein erhöhter Verbrauch von Bernstein immer Arb e it

und Brot für viele Bolksgeiiosseii, um so mehr, als es

sichin der Bernsteinindustrie vornehmlich um qualitative Arbeit handelt,
die die Einstellung von selbstverständlichauch höher entlohuteu sach-
arbeitern nötig macht. . . —

Seit 1933 befindet sich die Bernsteinindustrie in ft«etiger
Aufwärtsentivicklung Inzwischen sind die Borrate ciu

Vohbernfteim die sich in den letzten Jahren angesammelt hatten,
fast vollständig aufgebraucht, so daß nunmehr auch wieder

mit neuer Förderung begonnen werden kann. Hauptverarbeiter des

Bernsteins sind die Staatliche Bernfteinmanufaktur
Königsberg mit ihren Zweigstellen und die Rotddeutfche
Bernsteinindustrie, ebenfalls in Königsberg. Daneben beschaf-
1tigen sich noch eine Reihe kleinerer Unternehmungen mit der Herstellung

e Bernst
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einindustrie.
von Beriifteinschmuck Bei der Staatlicheii Bernsteinnianiifaktur sind
gegenwärtig rund 750 Arbeiter und Angestellte beschäftigt,
bei der Aorddeutfcheu Bernsteinsöndustrie e t iv a 2 0 O. Bei beiden

sind gerade in letzter Zeit wieder Reueinjtellungen vorgenommen worden.
Da die heimifchen Facharbeiter knapp geworden waren, inußte man

sogar auf früher in der Beriisteinindustrie beschäftigt
gewefene Arbeiter. die inzwischen zum Teil schon
ins Reich abgewandert waren, zurückgreifen und sie
zuruckholen. ön Ermangelung weiterer Fachkräfte hat man weiter
zahlreiche Elfenbeinfchnitzer aus Thüringen und

dem Odenwald heraiigeholt und ist darüber hinaus bemüht,
sichOualitätsarbeiter heranzubildeii. Bei beidenWerken
wird auch gegenwärtig eine Erweiterung der Fabrikations-
an l a g e n vorgenommen. Die Manufaktur hat vor etwa zwei Monaten
in Palmnirken eine neue Zweigmanufaktur ins
L e b e n g e r u f e n, in der die bei der Gewinnung des Bernsteins nicht
benötigten Arbeitskräfte — etwa 50 an der Zahl — in der Ber-
arbeitung beschäftigt werden, außerdem wird auch der zur Herstellung
der WinterhilfssAbzeichen ursprünglich nur vorübergehend eröffnete
Betrieb in der Königsberger Schälmühle mit
60 Arbeitern aufrecht erhalten. In gleicher Weise ver-

größert sich die Rotddeutsche Beriistein-öndustrie, die im Augenblick
einen Erweiterungsbau ihrer Werkstätten vornimmt. An ihr, die vor

drei Jahren nur 14 Arbeiter, heute aber mehr als 200 beschäftigt,zeigt
fich der Aufstieg am augenfälligsten.

Schlesilche Nrkehrspolitik
Auf dein ,,Deutschen Binnenschiffahrtstag ·1934«»·«,der»kürzlichin

Breslau stattfand, sprach StaatssekretärK o e n i g s uber die oerkehrss
politische Fürforge für die Grenzgebiete· All-eGrenzgebiete, so führte
er u. a. aus, sind vom Standpunkt des Guterverkehrs aus gesehen,
itberschußgebiete.Auch Srhlesien, das mit seiner Bevölkerungs-
dichte über dem Reichsdurchschnitt liegt und eine eigene große Konsum-
kraft aufweist, hat einen »Eisenbahnversand, der etwa
viermal so groß ist wieder Eisen-bahnempfang. Die
Berkehrsverwaltungen haben sich deshalb das Ziel zu setzen, in erster
Linie für den Absatz des überschufsesan landwirtschaftlichen und indu-

striellen Erzeugnissen zu sorgen und die M a r k t f e r n e zu u b e r —-

w i n d e n , unter der alle Grenzbezirke gleichmäßig leiden. Die
R e i ch s b a h n hat diesem Moment in weitgehendemMaße Rechnung
getragen durch die Einführung der vertikalen Staffel
in ihren Gütertarif, d. h. durch die bekannte Tarifreform vom

Dezember 1920, wonach die Tarifsätze mit dem Steigen
der Entfernung eine abfallende Tendenz haben.
Veichsbahn hat darüber hinaus bei der letzten großen Kohlentarifis
ermäßigung vom Dezember 1931 f ü r o b e r s cl) l e s i»sch e und
niederschlesische Steinkohsle, deren .Absatz fu»rSrhlesien
v·on besonderer Bedeutung ift, R o t st a n d s t a r i f e eingefuhrt,·welrhe
llkherstellen sollen, daß die oberschlesisrhe und niederschlesische Steinkvhle
auf dem Berliner Markt zu den gleichen Sätzen angeboten werden

kann, zu denen ·die mit Schlefien in Wettbewerb stehendenReviere,«ins-
besondere das Riuhrkohlenrevier, seine Kohlen in Berlin anzubringen
vermag. Für beide Reviere gilt auch der R u m sm e l s b u r g e r

G r o fzr a u m w a g e n t a r if zur Bersorgung der Berliner Elek-

trizitäts-, Gas- und Wasferwerke und die Küstentarife, für Osberschlesien
allein die Ausführtarife nach österreich. ötalien und

Südflawien, für Riederschlesien allein der Ausfuhrtarif
nach der Tscherhoslowakei. Für Holz hat die Reichsbahn die

sogenannte Oberschlelische Staffel übernommen, welche die frühere
PresußischeStaatseisensbahnverwaltung eingeführt hatte, auch sonst hat
die Reichsbahn eine Reihe von Tarifen bewilligt, welche für den Ab-
satz ithlesischer Erzeugnisse Erleichterungen geben.

Entscheidend ist für Schlesien die große Ber-
k e IZTTit T a ff e d e r O«d e r , welche das 300 Kilometer lang gestreckte
Gebiet in der Löngsrichtungdurchfließt und ins Cnnere des Reichs mit
spukeniahslxekchenWasserverbindungen wie auch zur See führt. Die

UOtIVUCHOJlaIllklIzkheRegierung hat an die Gedanken Friedrichs des

stoben OUASkUUpftund den Reubau des Klodnitstanals
M Auftrag gegeben- Soll das unmittelbar an der Grenze gelegene
Kohlengeblet Obekikbleliensauf die Dauer wettbewerbsfähig bleiben,
TObehakfes eines Vollwertigen Anschliisses an die Oder,
und dieserkann nur durch einen Kanal fichergestellt werden. Der Führer
Und Velkhskanicek hat dle Bedeutung der neuen Schiffahrtsstraße da-
dUkkh heWOkgebObeU.dalk er demoKanailseinen Ramen ,.Adolf-Hitler-
Ka»nal«zu geben erlaubt hat. Die nationalsozialistische Regierung hat
weiter im Tal»der Mal-apane bei Cukawa ein stau-
b e ck e n in Angriff genommen, das mit einem Inhalt von 90 Millionen
Kubikmeter die Wall-Erfuhrng der Oder anreichern und d a s Sta u-

becken von Ottinachau wirksam ergänzen soll. Die na-

tionalsozialistische Regierung hat endlichdie O d e r v e r l e g u n a h ei
R a t i b o r begonnen. Entscheidend«ist die«Möglichkeit für die schlesische
Wirtschaft. lich auf dem Wege uber die Osder im Wettbewerb mit
anderen Landesteilen Frachtoorteisle zu verschaffen, welche ihr die

Reichsbahn aus dem einfachen Grunde nicht gehen könne weit die

Reichsbahn in einer weiteren BevorzugungSchlefiensdurch die Rück-

sichten auf die anderen Landesteile gehemmt wird.

Aus diesen Gedanken der staatspolitischen Bedeutung großer
Waslerftraßenund Kanäle heraus, fuhr Staatssekretär Koenigs dann

fort, vertrete ich auch den Standpunkt,v d aß w i r u n s d e in B a u

eines Osder—Donau-Kanals gegenüber nicht ab-
lehnend verhalten sollten. Wenn die Tschechoslowakei dazu-
geslangensollte. den Oder-Donau-Kanal in Angriff zu nehmen, müßten
wir uns mit dem Abschnitt von Kofel bis zur Grenze an diesem Basu
beteiligen. Eine solche durchgehende Wxasserstraße von

der Donau und den südöstlichen Ländern über die
Oder nach Stettin ivird für den gesamten deutschen
Osten eine Bedeutung erlangen, die über die reinen
Berkehrsfragen hinausgeht. Es wird eine Welt-

verkehrsstraßewerden, die ihre Anziehungskraft auch auf die weiter

ostlichgelegenen Gebiete ausübt und unter allen Umständen sicherstellt,
dasz in dem Berkehr von Südosten nach Rorden der deutsche Osten und
der Hafen Stettin nicht ausgeschaltet werden kann.

Alle Bemühungen der Berkehrsanstal·ten, den Absatz des liber-

schvuffesan landwirtschaftlichen und industriellen Erzeugnissen sicher-
zustellen,würden nicht ausreichen, wenn die Berkehrsverwaltungen nicht
gleichzeitigfür eine S ch o n u n g d e r Mv ä r k t e eintreten, auf welchen
dieser Uberschußabgesetzt werden soll. Darum, so sagte Staatssekretär
Koeiiigs, habe er- fich schon vor Zahren darum bemüht, d aß d i e

Tarife auf dem Mittellandkanal künstlich herauf-
gesetzt werden, um sicherzu-stellen, dasz die Ruhr-
kohle über den Mittellandkanal nicht billiger nach
Berlin gelangen kann, als es dcker obersschlesischeii
Kohle jemals möglich sein wird. Er habe damals eine
Sonderabgabe von 50 Pf an der Abzweigung des Seitenkanals nach-
Hildesheim vorgesehen und habe dar-an gedacht, eine zweite iind dritte

Sonderabgabe in Allerbüttel und am Planet Kanal zu erheben. Er stehe
auch heute noch auf dem Standpunkt, d aß d i e A b g a b e n f e st -

setzung auf dem ·Mittellandkanal zu einem erheb-
lichen Teil eine Frage der Grenzlandpolitik sei, und

glaube. daß in allen verkehrspolitischen Maßnahmen-
die Rücksicht auf die Grenzgebiete immer wieder in
den Vordergrund gestellt werden sollte.

Zu deni Problem Eisenbahn — Kraftwagen erklärte
der Redner: Man muß die Frage auch einmal vom Standpunkt der

Grenzlandpolitik betrachten. Die Eigengesetzlichkeit des Kraftwagens
beruht darin, daß der Kraftwagen eine unbearenzte Flächenwirkung
ausüben kann. Die Wasserstraßen haben die geringste, die Eisenbahnen
eine größere. aber auch noch begrenzte Flächenwirkung D e r K r aft-
wagen aber ist wie kein anderes Bierkehrsmittels
geeignet. gerade den Berkehr in den wirtschaftlich
schwachen Grenzgebieten aufzunehmen und dort

Berkehrsbedürfnisse zu befriedigen, die wegen
des Mangels an Wasserltraßen und des Mangels an

Eisenbahnen bisher nicht gedeckt werden konnten»
Der Redner schloß: So wie der Truvpenbefehlshaber im Felde alles.

daran setzen muß. um den vorderften Mann an der Front körperlich
und seelisch aufrechtzuerhalten, so muß auch der Staat in erster Linie
dafür Sorge tragen. daß seine Grenzbevölkeruiig. . die auf Borposten
steht. kulturell« und wirtschaftlich stark bleibt. Srhlesien und »die Grenz-
marken können sich daran verlassen, daß die nationalsozialistische
Regierung nicht nur eine Fürsorge auszuüben gewillt ist. sondern die«·,
Rotwendigkeit der kulturellen und wirtschaftlichen Stärkuna der

Grenzgebiete erkannt hat. und daß die Berkehrsverwaltungen an

welcher Stelle sie auch zu arbeiten haben, die Grenzlandpolitilc niemals
in ihren Entschließungenübersehen werden«
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Buchbeiprechungen
Osstdentsche Lyriker. Es war ein guter Gedanke der F r a n cks ch e n

Verlagsbuchhandlung in Stuttgart, eine Samm-
lung dergrofzendeutschen Lyrik in Einzelausgaben
zu»dem geringen Preis von 60 Rpf. und 1 RM. herauszubringen
Bisher sind folgende Bändchen erschienen: Deutsche Volkslieder —

Goethe — Möricke — Storsm und Hebbel — Hölderlin — M. Clau-
disus—E. F.Meyer—G. Keller— DieOstdeutschent Eichen-
d·orff, Arn dt, Schen leendo rff. Es ist anzunehmen, dafz
die Sammlung bis in unsere Zeit fortgesetzt wird. Wir wollen hoffen,
dafz dann auch unsere gegenwärtigen ostdentschen Schaffenden berück-

sichtigt werden. M. H.
Das Hermann-Stehr-Buch. Zum 70. Geburtstag des Schlesiers

Hermsann Stehr hat der cPaul-List--Verlag, Leipzig,
»D a s H e r m a n n - S te h r - B u ch« (3,50 RM.) zusammengestellt
von H. Ehr. K a e r g e l , herausgebracht. Den Menschen«und Dichter
versucht uns Kaergel in der Einführung niahezubringen Proben aus

den bedeutendsten Werken Stehrs folgen. Zum Schlusz fesseln uns

ganz besonders die »Gespräche«: »Aber Menschlichkeit und Mensch —

Uber gsut und böse — über das eigentliche-Selbst — über Ehristus.. .«
Das Buch sei aufs wärmste empfohlen. Es offenbart uns »die Welt
Hermann Stehrs, die Welt. sdie nichts anderes ist, als unser Violk,
das letzte und tiefste Deutsche, was sich immer im Ringen nach dem
Unendlichen offenbart.« M. H.

Aus den Reich-en der Grenze. Die Baltin Helene Ritzeroio
bringt in ihrem Band: »Aus den Reichen der Grenze« (Riga
1934, Verlag Ernst Plates) lyrische, dramatische und epische Dichtung;
kraftvoll in Rhythmus und Sprache. M. H.

Reclainbuch aus dentschent Geist. Der bekannte Leipziger Verlag,
dessen kleine, schmurke Bände zu Millionen das Kulturgut unseres
Volkes verbreiten, hat wieder eine Reihe Schriften edelsten Inhalts
herausgegeben. Fichtes »Reden an die deutsche Nation«

sind dabei, auch Curnvater Zahns ,,Deutsches Volkstum«.
Dann finden wir vom Verfasser der ,,Grundlagen des 19. Jahr-
hunderts«, H. St. Ehamberlain ein Buch über »Richard
Wagner«, und vom Verfasser des »Dritten Reiches«, Moeller
van den Brück, eine wundervolle Charakteristik des ersten
deutschen Befreiers und Einigers: »Armin«. über das »Deutsch-
tum im Ausland« unterrichtet Dr. Franz Chierfelder,
besonders auch die deutschen Volksgruppen im Ostraum berührend.
Sehr wesentlich für die Verbreitung eines Wissens vom Osten ist die

Reuauflage von Heinrich v. Treitschke: »Das deutsche
Ordensland Prenfzen.« Wir müssen hier nur sagen, dafz wir

heute vom rassischen und nationalsozialistischen Standpunkt aus manches
anders beurteilen, als es der Historiker des Kaiserreichs tat. Doch
bleibt der Wert seiner Schrift davon unberührt. Sehr wertvoll ist
Hans Schvenaichs Buch: »Causei1d"Zahre deutscher
Kampf im Osten.« Dem Verfasser, der den völkischenKampf im

Osten gekannt und an führender Stelle mitgeleistet hat, gebührt unser
Dank für seine lebensvolle, mitreiszende Sch

«

anderes Moeller-van-den-Bruck-Büchlein gibt uns ein Lebens-s nnd

Schaffensbild des Freiherrn vom Stein, der in schwerster Rot-

zeit Volk und Staat den Weg zur Zukunft wies. liber »Deutsche
Volkskunde« spricht Walter Diener. Wir hoffen, das- dies

unsere Menschen zu sich selbst, zu ihrer Art, ihrer Rasse und Seele

zurückführendeBuch von vielen aufgenommen wird; ebenso das des

verdienstoollen Prähistorikers Prof. Dr. Kiekebusch über

»Deutsche Vor-· und Frühgeschichte«. ön die Urzeiten,
da die Arier nach Asien vorstiefzen und Ehre Reiche gründeten, führt
das Gilgamesch-Epos, wohl die älteste bekannte epische Dich-
tung überhaupt, 4000 Jahre alt, ein Heldenlied voll faiistischer Kraft,
ein Zeugnis des ewigen Kampfes zwischen Licht und Finsternis. — Die

sehr schön ausgestatteten Bändchen kosten, gebunden, meist nur 75 Pfg»
die Doppelbändeein wenig mehr. Dr. L.

Bücher von deutscher Siedlnng. ön einem frisch erzählten Roman

»Das grüne Rettungsboot« von Erich Zschocher finden
wir ein Schicksal gestaltet, das wie so viele im Augenblick des wirt-

schaftlichen Zusammenbrukhs sich zuneuen Zielen wendet. Wohl ist
der alte Wohlstand dahin. Aber nach Bersagen und Verzagen wird
das »Grüne«, die Siedlung, Rettung einer -starken, im Unglück treu

gemeinsam schaffenden Familie. Ein aufbauendes,"übrigens auf ost-
deutscher Erde spielendes Buch. (Enlein und Laiblin »Verlag,Reutlin-

gen.) Mit Bildern von Richard Sapper. — Lisa Schutt-e-
Kunstmann verdanken wir eine andere, prächtige Erzählung:
»Ehristianes Landlehrfahr« (Franz Schneider Verlag,
Leipzig). Man spürt es der Dichterin -an, wie sie in ihrer pommerschen
Heimat den Segen des Bodens, die Kräfte des Baiierntums, die alte.
wiedererstehende Heiligkeit der Scholle empfindet. Deutschland in seiner
Wende will ja die Bersäumnisse einer unheilvollen Entwicklung von

Jahrhunderten wieder gutmachen und seine dem Boden entfremdeten
Menschen ihm wieder zuführen. Hier erleben wir die uralten Brauche
unseres Volkes und fühlen uns mit den Helden und Heldinnen der

Geschichte heimisch im heimatlichen Ostland. Dr. L.

ilderung. — Ein.

·Wie wir Deutschen nns selbst entdeckten. Von Prof. Heinrich W o l f-
Leipzig,Artamsanen-V·erlag. Z,60 R’M. — Der alte völkische Vor-
kampfer faszt in diesem Buch, das zu den fesselndsten Erscheinungen des

heutigen»Schrifttunisgehört, seine Gedanken und forscherischen Er-
gebnisse uber deutschen Geschichtsverlauf zusammen. Auf einsamer
Warte hat Wjolf sahrzehntelang gestanden und gegen die liberalistische
Geschichtsschreibnngseine vsölkischen,deutschbewuszten Darstellungen
gestellt. Die»Zeit·hat ihm Recht gegeben. Heute sieht man deutsches
Geschehenmit seinen Augen. Er zeigt — von der ältesten Cragik
Germaniensausgehend —, wie zwei Cypen immer wiederkehren und
sich bekampfen, die Deutschen nach der Art des Helke Armin — und dies
nachder Art des dem Ausland hörigen Flavns. Sein Wunsch ist der
Sieg der Armin-Deutschen, und wir alle, die wir im gleichen Sinn
kampften,preisen»das Geschick, das dem echten Deutschtum, dem des

Armin,zum endgültigen Durchbruchverhilft. Die »EntdeckungDeutsch--
lands aber

«- vom Vorgeschichtlichen bis zur Gegenwart —

mag (auch
in«ihrem»weisen Maszhalten rühmenswert) vielen ein geistiger Weg-
weiser seinl Dr. L.

» Der Tag des -Banern.
»

Der Verlag Danner, Mühlhausen
i.«Chur:,hat eine Buchreihe »Deutsche Feierstunden« herausgegeben
Eins dieser Reihe »Der Cag des Bauern·· (2 RM.), zu-
sammengestelltvon Will Reeg, enthält wertvolles und brauchbares
Material zum Er·ntedankfest:Aus den«Reden vom Vauerntag 1933,
Erntebrauche,Spiele, Dichtungen. Leider hat der Herausgeber sehr
wenig ostdeutsrheDichter gekannt. Auf-er Löns, Earolath, Reinick,
Rierentz gibt es eine beträchtliche Reihe Schaffender, in deren Dich-
Jungensich Scholle und Heimat widerspiegeln. M. H.

Wir kämpfen und glauben. Die. ostpreuszische Dichterin Anne--

RIar i e K o e p p e n hat Gedichte und Lieder unter dem Titel »Wir
kampfen und glauben« gesammelt. (Sturm-Verlag,
K»onigsb erg, Pr.) Die einzelnen Abschnitte: Wir grüfzen den

Führer
— Wir folgen der Fahne — Wir lieben die Scholle — Wir

kampfen nnd·glauben. Dazu Bildschmuckaus der Bewegung und aus
der ostpreuszischenLandschaft. Wir finden ausgezeichnete Berse ost-
deutscher Dichter vor.

Ergänzung.Die im vorletzten.»0stlan»d«belprochenen Werke von

Karl Georg Zschaevtzsch uber die Urheiinat, Geschichte, Kultur und
Ramen der Arier sind im Arier-Verlag, Berlin-Zehlendorf,.
erschienen.

se

Personltches.
Breslans nener Oberbürgermeister:Als Nachfolger des vor kurzem

von seinem Posten abberufenen Dr. Rebitzki ist der bisherige Erste
Landesrat und stellvertretendeLandeshauptmann von Riederschlesien,
Dr. Hans Fridri«cl), zum Oberbürgermeister von Breslan berufen
worden. Als geburtiger Waldenburger ist Oberbürgermeister-
Dr. Fridrich von Geburt an aufs engste mit Schlesien und seiner-
Hauptstadt verbunden.

Staatsrat Walter Scheuneniann, der Präsident des Danziger Ober-
verwaltungsgerichtes, ist im 62. Lebensjahre einem Herzschlag erlegen.
Scheunemann hatte am Aufbau der Freien Stadt Danzig, nach der Los--
lösung des Gebietes vom Reich, führenden Anteil.

Generalkonsnl von Saucken bat am 2: Oktober die Leitung des
Deutschen Generalkonsulats in Memel übernommen. von Saucken
ist gebürtiger Ostpreufze.

Oberst Erwin Wienckowski, der bisherige Vertreter des Polener
Kommandierenden Generals, wurde zum RegierunglevMMllIO t

der Stadt cPosen ernannt. Der bisherige Stadtpräsident Cyryl
Ratajski wurde zum Ehrenbürger der Stadt Posen ernannt. Oberst
Wienckowski wurde 1894 in Wien geboren; er besuchte das Ggmnasium
in Iaroslaw und studierte in Lemberg. Bei Ansbruch des Kriegestrat
er in die Legionen Pilsudskis ein, wurde 1917 für drei Monate in

Przeinysl interniert und nahm 1918 an den Kämpfen gegen die
Ukrainer in Lemberg teil. Darauf besuchteer die Generalstabsschule.
beteiligte sich am Maiumstnrz, arbeitete später im Kriegsministerium
und wurde schlief-lich zum Stellvertreter des Kommandierenden Generals
in Posen ernannt.

«

Familiennachrichten.
Geburtstage: Jnfpektor i. R. Ernst Demb on iii Ver en (Krs. Demrnirus

am 14. 10., 90 J. (D. war früher auf der- Deinäne Schönfel e bei Liban, Kreis-

Gnesen, tätig und lebt jetzt alg Altersrentner bei dem früheren Besitzer derv

Domäne, Oberamt-wann M-eyer.) — Koiireltor i. N. Paul J il t t n e r, Breglau X,
Hermannftraße 7, am s. 10., 70 J. (J. war 20 Jahre als-Lehrer an der eng Schule
in Krvtvfchin tätig.)

Gestorbem Stiidienrat i. R. und Major d· L. a· D. Professor Georg L a u r e r·

b a ch am 27. 9. 77 J. (L. war lange Jahre in Poer am Mariengnsmnasiuni und

FrießdrichjWilhelinsGyinnasium
tätig und lebte zuletzt in Hannover, Diecknianns

tra e 5·
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